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Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

der Megatrend Digitalisierung rast wie ein ICE durch die 

gesamte Wirtschaft und wird im vor uns liegenden Jahr 

2019 insbesondere auch im Öffentlichen Sektor massiven 

Änderungsdruck erzeugen. So wird schon im Frühjahr ab 

dem 18.4.2019 die sog. XRechnung als verbindlicher Stan-

dard für elektronische Rechnungen eingeführt werden und 

neue Verpfl ichtungen für die Öffentliche Verwaltung und 

deren Auftragnehmer mit sich bringen. Neben den zeit-

nah zu lösenden technischen Umsetzungsfragen aufgrund 

der hierbei maßgeblichen E-RechnungsVerordnung ist in 

diesem Zusammenhang auch mit umfangreichen Anpas-

sungen im Bereich der Organisation und des Aufbaus des 

Rechnungswesens zu rechnen (mehr dazu lesen Sie in der 

anschließenden Brennpunkt-Rubrik).

Der auf S. 7 nachfolgende Beitrag weist aus steuerlicher Sicht 

auf die Notwendigkeit von Compliance-Management-Syste-

men in öffentlichen Verwaltungen und Einrichtungen hin. Vor-

teile liegen insbesondere in der Übernahme von Nachweis-

funktionen und enthaftenden Wirkungen solcher Systeme.

Auf der Reise mit dem in den Öffentlichen Sektor eingefah-

renen Digitalisierungszug ist das Vergaberecht eine beson-

ders wichtige Station. Hier ist die Einführungsphase der sog. 

eVergabe bereits abgeschlossen: Seit dem 18.10.2018 

müssen alle EU-weiten Vergabeverfahren zwingend voll-

ständig elektronisch durchgeführt werden. 

Das betrifft bei weitem nicht nur die „großen Player“. Die auf 

kommunaler Ebene in NRW eingeführte sog. Unterschwel-

lenvergabeordnung führt dazu, dass ab 2019 Auftragge-

ber über eine funktionierende eVergabe-Lösung verfügen 

und Bewerbern/Bietern die Möglichkeit eröffnen müssen, 

Angebote elektronisch abzugeben.

Neben dem Digitalisierungszug fahren auch zukünftig 

Busse, Straßenbahnen und bald wohl verstärkt E-Mobile 

durch unser Land: In der Verkehrswirtschaft sind Direktver-

gaben auf dem Weg zur Rechts sicherheit für Kommunen 

und deren Verkehrsunternehmen, da die ab S. 23 beschrie-

benen Vorlagefragen des OLG Düsseldorf kurz vor der 

abschließenden Klärung durch den EuGH stehen. 

Neben einer informativen Lektüre auch schöne Festtage 

und ein erfolgreiches Jahr 2019 wünscht Ihnen

Ihr Team von PKF
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BRENNPUNKT

1. EU-Richtlinie zur elektronischen Rech-

nung

Mit der EU-Richtlinie zur elektronischen Rech-

nungsstellung (2014/55/EU) wurden die EU-

Mitgliedstaaten verpfl ichtet, die Einführung von 

elektronischen Rechnungen im öffentlichen Auf-

tragswesen umzusetzen. Die Frist zur Umset-

zung wurde an die Veröffentlichung einer euro-

päischen Norm für elektronische Rechnungen 

gekoppelt. Nachdem mit deren Erarbeitung 

das Europäische Komitee für Normung (Comité 

Européen de Normalisation - CEN) beauftragt 

worden war, erfolgte die Veröffentlichung der 

Norm CEN TC 434: EU-Norm 16931 durch die 

EU-Kommission mit Art. 1 des Durchführungs-

beschlusses (EU) 2017/1870 vom 17.10.2017. 

In Artikel 2 des Beschlusses wurde die endgül-

tige Frist für die Umsetzung zum Empfang und 

zur Verarbeitung elektronischer Rechnungen 

für oberste nationale Behörden fi xiert. Daraus 

abgeleitet ergibt sich als die endgültige Frist für 

die Umsetzung des Empfangs und der Verarbei-

tung elektronischer Rechnungen für alle weite-

ren (sog. subzentralen) öffentlichen Auftragge-

ber der 18.4.2020.

2. Umsetzung auf Bundesebene

2.1 Das E-Government-Gesetz

In Deutschland wurden die Anforderungen an 

den Empfang und die Verarbeitung elektro-

nischer Rechnungen in das Gesetz integriert, das 

die digitale Agenda der öffentlichen Verwaltung in 

Deutschland umgesetzt: Es handelt sich hierbei 

um das Gesetz zur Förderung der elektronischen 

Verwaltung (E-Government-Gesetz - EGovG). 

In dem neu aufgenommenen § 4a EGovG wer-

den die Bundesbehörden – und weitere in § 159 

Abs. 1 Nr. 1 - 5 GWB (Gesetz gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen) aufgeführte Instituti-

onen sowie Verfassungsorgane des Bundes 

– verpfl ichtet, Rechnungen zu Aufträgen sowie 

Konzessionen in elektronischer Form zu emp-

fangen und zu verarbeiten. Hierbei gilt eine 

Rechnung als elektronische Rechnung, wenn 

sie in einem strukturierten elektronischen For-

mat ausgestellt, übermittelt und empfangen 

wird und das Format die automatische elektro-

nische Verarbeitung der Rechnung ermöglicht.

Für oberste Bundesbehörden gilt die Umset-

zungsfrist 18.4.2019. Für alle anderen Bundes-

XRechnung als verbindlicher Standard für 
elektronische Rechnungen

Ab dem 18.4.2019 muss die öffentliche Verwaltung sukzessive Rechnungen in Form 

von XRechnungen empfangen und elektronisch verarbeiten können. Ferner sind 

 Auftragnehmer bei einem Auftragswert über 1.000 € ab dem 27.11.2020 verpfl ichtet, 

der öffentlichen Verwaltung ausschließlich XRechnungen auszustellen. Ausnahmen hier-

von bilden lediglich niederschwellige Aufträge (bis 1.000 €) und besondere Arten von 

Aufträgen.

Neue Verpfl ichtungen für die Öffentliche Verwaltung und 

deren Auftragnehmer

In dem neu auf-

genommenen 

§ 4a EGovG wer-

den die Bundes-

behörden und 

andere Instituti-

onen verpfl ichtet, 

Rechnungen zu 

Aufträgen sowie 

Konzessionen in 

elektronischer 

Form zu empfan-

gen und zu ver-

arbeiten.
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Während die EU die 

Ausstellung elek-

tronischer Rech-

nungen durch die 

Auftragnehmer 

nicht zwingend 

anweist, werden 

in Deutschland ab 

dem 27.11.2020 

elektronische 

Rechnungen im 

erforderlichen For-

mat mittels der 

E-Rech-VO ver-

bindlich vorge-

schrieben.

EU-Richtlinie
2014/55/EU

CEN TC 434:
EU-Norm 16931

CIUS –
Core Invoice 
Usage Specifi cation

Länderspezifi sche Ausprägung
in Übereinstimmung zur Norm

Steuerungs-
projekt des IT-
Planungsrats

Finaler 
Beschluss

• Verpfl ichtung 
der öffentlichen 
Auftraggeber

• Normungsauftrag 
CEN

• Sicherstellung der 
Interoperabilität

• Nationale 
Geschäftsregeln

• Standard:
XRechnung

• Einziges zulässiges 
Format (≠ hybride 
Formate)

• Semantisches 
 Datenmodell

• Syntaxliste

• Geschäftsregeln

Konkretisierung der europäischen Vorgaben

Abb. 1: Konkretisierung der europäischen Vorgaben

behörden gilt die Umsetzungsfrist 18.4.2020.

 Hinweise: Sog. subzentrale öffentliche Auf-

traggeber erhalten ein Jahr mehr Zeit zur Einfüh-

rung von elektronischen Rechnungen i.S. des 

EGovG. Da die CEN-Norm erst verspätet ver-

öffentlicht wurde, werden die im EGovG sowie 

in dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 

2014/55/EU über die elektronische Rechnungs-

stellung im öffentlichen Auftragswesen (E-Rech-

nungs-Gesetz – ERechG) gesetzten Fristen mit 

den Fristen aus dem Durchführungsbeschluss 

(EU) 2017/1870 übersteuert.

2.2 E-Rechnungs-Verordnung

Weiterhin wurde die Verordnung über die elek-

tronische Rechnungsstellung im öffentlichen 

Auftragswesen des Bundes (E-Rechnungs-

Verordnung – E-Rech-VO) erlassen. Während 

die EU die Verpfl ichtung zur Ausstellung elek-

tronischer Rechnungen durch die Auftragneh-

mer nicht vorschreibt, werden in Deutschland 

ab dem 27.11.2020 elektronische Rechnungen 

im erforderlichen Format mittels der E-Rech-VO 

verbindlich vorgeschrieben. Ab dem 27.11.2020 

sind also weder Papierrechnungen noch PDF-

Rechnungen zulässig. 

 Hinweis: Ausnahmen hiervon gelten ledig-

lich für verteidigungs- und sicherheitsspezi-

fi sche Aufträge und Angelegenheiten des Aus-

wärtigen Dienstes.

Neben der verbindlichen Nutzung eines Verwal-

tungsportals des Bundes ab dem 27.11.2020 

enthält die E-Rech-VO folgende Regelungsbe-

reiche:

 Datenmodell und Datenübermittlung, Fehler-

prozess,

 erforderliche Rechnungsinhalte,

 die Weiterverarbeitung der elektronischen 

Rechnungen nach pfl ichtgemäßem Ermessen 

(§ 6 Abs. 2 E-Rech-VO) sowie den 

 Schutz personenbezogener Daten.

3. XRechnung und Übertragungswege

Die Koordinierungsstelle für IT-Standards der 

Freien Hansestadt Bremen (KoSIT) hat im Auf-

trag des IT-Planungsrats des Bundes den 

Standard XRechnung zur Rechnungsstellung 
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Verpfl ichtung der Auftragnehmer, eine elektro-

nische Rechnung im vorgegebenen Format zu 

übermitteln. 

 Weiterhin differieren auch die Regelungen, ob 

die Vorschriften für alle Rechnungen oder nur 

für den oberschwelligen Bereich (> 1.000 €) 

gelten sollen.

ent wickelt. Dieser defi niert ein Format, das voll-

ständig kompatibel zu der o.g. CEN-Norm ist 

und deutsche Besonderheiten berücksichtigt 

(vgl. Abb. 1). 

 Hinweis:  In der Norm wird explizit erwähnt, 

dass eine XRechnung ausschließlich das struk-

turierte Format enthalten darf. Somit wird aus-

geschlossen, dass hybride Formate (wie bei-

spielsweise das ZUGFeRD-Format) die Norm 

erfüllen.

Darüber hinaus werden in der Norm folgende 

Übertragungswege defi niert, über welche XRech-

nungen vom Rechnungsversender zum Rech-

nungsempfänger übermittelt werden dürfen:

 Direkte Anbindung über sicheren Webser-

vice, auch für externe Rechnungsportale bzw. 

Rechnungsnetzwerke

 Nutzung von 

o E-Mail

o De-Mail

o Elektronischem Gerichts- und Verwaltungs-

postfach

o Virtueller Poststelle des Bundes

4. Umsetzung auf Landesebene

Für die Umsetzung auf Landesebene sind durch 

die einzelnen Bundesländer Landesgesetze 

zu verabschieden, die zumeist durch Verord-

nungen ergänzt werden. Die Landesgesetze 

führen jeweils zu Anpassungen der EGovG der 

Länder. Die Ausgestaltung der Regelungen ist 

hierbei vielfältig:

 Die unterschiedlichen Regelungen zwischen 

den Bundesländern fangen bei der Defi nition 

der öffentlichen Auftraggeber im Sinne des 

Gesetzes an.

 Die Umsetzungsfristen variieren je Bundesland 

von 18.4.2019 (z.B. Schleswig-Holstein) über 

den 1.4.2020 (Nordrhein-Westfalen, NRW) bis 

zum 18.4.2020 (z.B. Bayern). 

 Auch die Pfl icht zur Ausstellung von Rech-

nungen im vorgesehenen Format ist unter-

schiedlich: In NRW beispielsweise hat der 

öffentliche Auftraggeber ein Wahlrecht zur 

PEPPOL stellt 

sicher, dass sich 

die beteiligten 

Dienstleister und 

Unternehmen, wel-

che Rechnungen 

versenden und 

empfangen, an fest 

vorgegebene Kom-

munikationswege 

und Fehlerprozesse 

halten.

CEN-Norm nicht frist-
gerecht (17.10.2017) 
bekanntgegeben

zentrale öffentl. Auftraggeber
18 Monate nach Veröffent-
lichung (18.4.2019)

subzentrale öffentl. Auftraggeber
30 Monate nach Veröffentlichung 
(18.4.2020)

Landesebene:
Teilweise abweichende
Umsetzungsfristen 

Anwendung der Richtlinie

Abb. 2: Umsetzungsfristen

5. Kommunikations- und Transportstan-

dard PEPPOL

Der IT-Planungsrat hat mit seiner Entschei-

dung aus der 27. Sitzung vom 25.10.2018 

Bund und Länder verpfl ichtet, mit Ablauf der 

Umsetzungsfrist für deren Webservices min-

destens den europäischen Kommunikations- 

und Transportstandard PEPPOL anzubieten 

(s. dazu unter https://www.it-planungsrat.de/

SharedDocs/Sitzungen/DE/2018/Sitzung_27.

html?nn=6848410&pos=10). Dieser Standard 

stellt sicher, dass sich die beteiligten Dienstlei-

ster und Unternehmen, welche Rechnungen 

versenden und empfangen, an fest vorgege-

bene Kommunikationswege, Transportstan-

dards und Fehlerprozesse halten. Diese werden 

über standardisierte Verträge abgesichert. 

Weiterhin erhält jedes an PEPPOL angeschlos-

sene Unternehmen bzw. jeder Dienstleister (sog. 

Access Point) einen öffentlichen Schlüssel, über 

welchen dieses eindeutig identifi zierbar ist. Wird 

bekannt, dass es sich nicht regelkonform ver-
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hält, kann von PEPPOL der Schlüssel deaktiviert werden 

und der Access Point ist nicht mehr erreichbar. Somit wird 

sichergestellt, dass alle erreichbaren Access Points die ver-

einbarten Regeln einhalten.

Ferner stellt PEPPOL zusätzlich zwei Services bereit:

 Service Metadata Publisher (SMP): Für alle Access Points 

werden die Adressen veröffentlicht, über die sie zu errei-

chen sind;

 Service Metadata Locator (SML): Suche, über welchen 

SMP die Adressen der Access Points veröffentlicht sind.

Da bei der Defi nition des Standards davon ausgegangen 

wurde, dass nicht alle Rechnungssteller eine Infrastruk-

tur zur Übermittlung von XRechnungen aufbauen können, 

wurde das sog. 4-Corner-Modell entworfen. 

In Abb. 3 ist folgende Ablaufstruktur dargestellt: Der Rech-

nungssteller (Corner 1) erstellt über seine IT-Anwendung 

die Rechnung und übermittelt sie per Webservice an einen 

Access Point.  Dieser validiert als Corner 2 die Rechnung 

dahingehend, dass alle erforderlichen Informationen enthal-

ten sind, konvertiert sie in das XRechnungsformat und über-

mittelt sie an einen Dienstleister (Access Point) des Rech-

nungsempfängers.  Dieser Access Point wiederum prüft 

als Corner 3, ob das defi nierte Format eingehalten wurde 

und gibt einen Übermittlungsstatus an den sendenden 

Access Point zurück.  Anschließend übermittelt er die 

eingegangene Rechnung an den Rechnungsempfänger 

(Corner 4), welcher die Rechnung elektronisch verarbeitet.

 Hinweis: Sofern sich Rechnungsempfänger oder -sen-

der eine XRechnungs-Infrastruktur konkret implementieren, 

können dabei Corner 1 und Corner 2 bzw. Corner 3 und 

Corner 4 auch zusammenfallen.

6. Ausblick

Neben den zu lösenden technischen Umsetzungsfra-

gen der E-RechVO ist in die-

sem Zusammenhang auch mit 

umfangreichen Anpassungen im 

Bereich der Organisation und des 

Aufbaus des Rechnungswesens 

zu rechnen:

 Während der Rechnungsaus-

steller (z.B. Versorgungsunter-

nehmen) sicherzustellen hat, 

Rechnungen im vorgegebenen 

Format an die Kommune über-

mitteln zu können, 

 muss die Kommune in der Lage 

sein, die eingegangene XRech-

nung entgegenzunehmen und 

im Rechnungswesen weiterzu-

verarbeiten (z.B. Verbuchung im 

ERP-System oder Veranlassung 

des Zahlungsausgleichs).

Erwartungsgemäß wird zukünftig von einer wesentlichen 

Verschlankung und Optimierung der Prozesse im Rech-

nungswesen einer Kommune auszugehen sein. Das Vor-

kontieren von Rechnungen dürfte entfallen und die Rech-

nungseingangsprüfung wird weiter automatisiert werden: 

Dies wird freie Personalkapazitäten für andere Aufgaben 

schaffen.

 Hinweis: Damit verbundene Fragestellungen werden in 

einer der nächsten Ausgaben des PKF Themenhefts ÖS auf-

zugreifen sein, da derzeit auch mit Neuerungen im Zusam-

menhang mit den GoBD (Grundsätze zur ordnungsmäßigen 

Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen 

und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzu-

griff) durch ein neues BMF-Schreiben zu rechnen ist.

4-Corner-Modell

Corner 1 Corner 4

Corner 2 Corner 3

Verantwortungsbereich 
des Rechnungsstellers
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Verantwortungsbereich 
des Rechnungsempfängers

SPM

SML

Rechnungssteller

Webservice via PEEPOL

Acces Point (AP)
PEEPOL

Rechnungssender

Acces Point (AP)
PEEPOL

Empfänger

Rechnungsempfänger

Abb. 3: Vier-Corner-Modell
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Durch die Kom-

plexität der 

Be steuerung im 

öffentlichen Sektor 

sowie die häufi g 

dezentralen Orga-

nisationsstruk-

turen steigt das 

Risiko von Fehlern 

im steuerlichen 

Bereich.

Zur Notwendigkeit von Tax Compliance-Management-

Systemen in öffentlichen Verwaltungen und Einrichtungen

Nachweisfunktionen und enthaftende 

Wirkungen

Die Einrichtung von sog. Tax CMS ist derzeit 

in aller Munde. Es stellt sich die Frage, inwie-

weit auch öffentliche Verwaltungen und Ein-

richtungen ein solches System sinnvoll nutzen 

können.

1. Vorgaben der Finanzverwaltung als 

Auslöser für die Einrichtung von Internen 

Kontrollsystemen

Mit BMF-Schreiben vom 23.5.2016 hat die 

Finanzverwaltung unter Bezug auf § 153 AO 

der Einrichtung von Internen Kontrollsystemen 

für den Bereich Steuern (Tax Compli-

ance Management System, kurz: 

Tax CMS) in Unternehmen eine 

neue Bedeutung zukommen 

lassen: „Hat der Steuer-

pfl ichtige ein innerbetrieb-

liches Kontrollsystem ein-

gerichtet, das der Erfüllung 

der steuerlichen Pfl ichten 

dient, kann dies ggf. ein 

Indiz darstellen, das gegen 

das Vorliegen eines Vorsatzes 

oder der Leichtfertigkeit sprechen 

kann, jedoch befreit dies nicht von einer 

Prüfung des jeweiligen Einzelfalls.“ 

Die Finanzverwaltung hat damit die Tür geöff-

net, dass bei Vorliegen eines funktionierenden 

Tax CMS ein Indiz dafür besteht, dass die 

gesetzlichen Vertreter weder den Tatbestand 

einer Steuerhinterziehung noch einer leichtfer-

tigen Steuerverkürzung erfüllt haben. 

 Hinweis: Ferner hat der Bundesgerichtshof 

in einem Urteil vom 9.5.2017 entschieden, dass 

bei der Bußgeldbemessung nach § 30 OWiG 

die Compliance-Bemühungen eines Unterneh-

mens positiv berücksichtigt werden sollen.

2. Steuerliche Tätigkeiten und Pfl ichten 

öffentlicher Unternehmen und Einrich-

tungen

Auch öffentliche Verwaltungen und Einrich-

tungen haben eine Vielzahl steuerlicher Pfl ichten 

zu erfüllen, die zudem durch die Neuregelung 

des § 2b UStG umfangreich erweitert wurden 

(vgl. zur Neuregelung und den erweiterten Pfl ich-

ten die Vorberichterstattung in den PKF The-

men ÖS). Durch die damit verbundene zuneh-

mende Komplexität der Besteuerung 

im öffentlichen Sektor sowie die 

häufi g dezentralen Organisati-

onsstrukturen in öffentlichen 

Verwaltungen und Einrich-

tungen steigt das Risiko 

von Fehlern im steuer-

lichen Bereich. Gepaart 

mit einer erhöhten Wahr-

scheinlichkeit, dass Fehler 

von der Finanzverwaltung 

aufgedeckt werden, hat sich 

die Risikoposition der öffentlichen 

Verwaltungen und Einrichtungen, aber 

auch die der gesetzlichen Vertreter und der han-

delnden Personen insgesamt deutlich erhöht.  

 Hinweis: Zudem besteht in öffentlichen Ver-

waltungen und Einrichtungen im Vergleich zu 

Unternehmen der Privatwirtschaft in der Identi-

fi zierung steuerpfl ichtiger wirtschaftlicher Tätig-

keiten in Abgrenzung zu nicht steuerpfl ichtigen 

hoheitlichen Tätigkeiten ein zusätzliches Pro-

blemfeld von hohem Gewicht.

Tax Compli-

, kurz:

eine 

n

n

zes

rechen 

cht von einer

mende Komp

im öffen

häufi

ons

V

t

v

m
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von

aufge

die Risik

Verwaltungen
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Entschädigungen der Versorgungswirtschaft an Grundstücks-

eigentümer keine steuerpfl ichtigen Einkünfte i.S. des EStG

3. Empfehlungen zur Einrichtung eines Tax CMS

Da die Nichterfüllung steuerlicher Pfl ichten sowohl fi nanzi-

elle Schäden wie auch Reputationsverluste und ggf. straf-

rechtliche Folgen für die gesetzlichen Vertreter und han-

delnde Personen nach sich ziehen kann, hat auch der 

Deutsche Städtetag empfohlen, in Kommunen ein Tax 

CMS einzurichten (Diskussionsentwurf eines Leitfadens für 

den Aufbau eines Internen Kontrollsystems für Steuern vom 

21.4.2017). Sofern das eingerichtete Tax CMS den Anforde-

rungen des IDW Prüfungsstandards PS 980 bzw. den IDW 

Praxishinweisen 1/2016 entspricht, kann es im Einzelfall zum 

Nachweis beitragen, dass Fehler weder vorsätzlich noch 

leichtfertig verursacht worden sind, und somit eine enthaf-

tende Wirkung entfalten.

Entschädigungszahlungen können steuerfrei vereinnahmt werden

BFH entscheidet auf Nichtsteuerbarkeit 

Gehören Entschädigungen, welche für die Gewährung 

persönlicher Dienstbarkeiten in der Versorgungswirt-

schaft an die Grundstücks eigentümer gezahlt werden, 

zu den steuerpfl ichtigen Einkünften im Sinne des EStG? 

Diese durchaus sehr interessante Frage hat der BFH kürz-

lich dahingehend beantwortet, dass von einem nichtsteu-

erbaren Vorgang auszugehen ist.

1. Duldung von Hochspannungsleitungen gegen 

Entschädigungszahlung

Der BFH hat in seinem Urteil vom 2.7.2018 unter dem Az.: 

IX R 31/16 über folgenden (verkürzt dargestellten) Sach-

verhalt entschieden: Der Kläger war Eigentümer eines 

bebauten und selbst bewohnten Grundstücks. Anlässlich 

der Planung einer Hochspannungsleitung, die genau über 

das Grundstück führen sollte, schloss der Kläger mit dem 

Versorgungsunternehmen eine Vereinbarung, wonach die-
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ses „zum Zwecke von Bau, Betrieb und Unter-

haltung elektrischer Leitungen nebst Zubehör 

einschließlich Steuer- und Telekommunikati-

onskabel und aller dazu erforderlichen Vorkeh-

rungen“ berechtigt war, das Grundstück des 

Klägers in Anspruch zu nehmen. Hierfür wurde 

dem Kläger, der sich zu der Bewilligung einer 

entsprechenden beschränkten persönlichen 

Dienstbarkeit im Grundbuch verpfl ichtete, eine 

einmalig zu zahlende Gesamt entschädigung i.H. 

von 17.904 € gewährt. Etwaige Verpfl ichtungen 

hinsichtlich der künftigen Nutzung bzw. Nicht-

nutzung des Grundstücks wurden nicht auf-

erlegt. Das Grundstück wurde lediglich über-

spannt, ein Mast o.ä. also hierauf nicht erbaut. 

2. Nichtsteuerbarer Vorgang

Nach dem das erstinstanzliche FG Düsseldorf in 

seinem Urteil vom 20.9.2016 (Az.: 10 K 2412/13 

E) die Auffassung vertreten hatte, dass in Fäl-

len der vorbeschriebenen Art beim Empfänger 

grundsätzlich von Einkünften aus Vermietung 

und Verpachtung i.S. des § 21 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 EStG und nicht von sonstigen Einkünften 

nach § 22 Nr. 3 EStG auszugehen ist, wurde 

der Fall dem BFH zur abschließenden Klärung 

vorgelegt.

Der IX. BFH-Senat kam in seiner Urteilsbegrün-

dung zu dem Ergebnis, dass Vorgänge wie im 

Sachverhalt der nichtsteuerbaren Vermögens-

sphäre zuzuordnen sind. Damit wurde nun 

höchstrichterlich entschieden, dass solche Zah-

lungen weder zu den Einkünften aus Vermietung 

und Verpachtung (§ 21 EStG) noch zu den son-

stigen Einkünften (§ 22 EStG) gehören – eine 

überraschende, aber aus Sicht der Grundstücks-

eigentümer sicher erfreuliche Wendung. 

BFH ordnet 

Sachverhalt der 

nichtsteuerbaren 

Vermögenssphäre 

zu.

Umsatzsteuerbefreiung für Kostenteilungs-

gemeinschaften

Neue EuGH-Rechtsprechung erzwingt 

Neuregelung im UStG

Nach bereits in 2017 ergangener EuGH-

Rechtsprechung hat Deutschland die Steuer-

befreiung für sog. Kostenteilungsgemein-

schaften i.S. des Art. 132 Abs. 1 Buchst. f der 

MwStSystRL nicht richtlinienkonform im nati-

onalen Recht umgesetzt: § 4 Nr. 14 Buchst. d 

UStG ist, soweit eine Umsatzsteuer-Freiheit 

nur Gemeinschaften gewährt wird, deren Mit-

glieder bestimmten medizinischen Berufen 

angehören, unionsrechtswidrig. Der deutsche 

Gesetzgeber ist nun gefordert, entsprechende 

Gesetzesänderungen vorzunehmen. Auch für 

die öffentliche Hand – z.B. für Leistungen von 

Zweckverbänden an ihre Mitgliedskommunen 

oder bei Kooperationen von Kommunen und 

Hochschulen – dürfte die Umsetzung des Art. 

132 Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL im natio-

nalen Recht von besonderer Bedeutung sein.  

1. Steuerbefreiung gem. EU-Richtlinie 

Nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. f der Mehrwert-

steuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) sind 

– gem. einem im Originalwortlaut kaum ver-

ständlichen Schachtelsatz – Dienstleistungen 

von der Umsatzsteuer befreit, wenn sie durch 

selbständige Zusammenschlüsse von Personen 

erbracht werden, die eine Tätigkeit ausüben, die 

von der Steuer befreit ist oder für die sie nicht 

Steuerpfl ichtige sind; dies gilt, 

 soweit die Dienstleistungen an die Mitglieder 

der Zusammenschlüsse für unmittelbare Zwe-

cke der Ausübung dieser Tätigkeit erbracht 

werden und 

 soweit diese Zusammenschlüsse von ihren 

Mitgliedern lediglich die genaue Erstattung 

des jeweiligen Anteils an den gemeinsamen 

Kosten fordern 

 sowie unter der weiteren Voraussetzung, dass 

die Steuerbefreiung nicht zu einer Wettbe-

werbsverzerrung führt.
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Dieser Art. 132 Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL 

soll grundsätzlich Wettbewerbsnachteile von 

Unternehmen vermeiden, die steuerbefreite, 

nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Aus-

gangsleistungen erbringen und wegen fehlender 

Unternehmensgröße dafür benötigte Eingangs-

leistungen von Dritten einkaufen müssen. Sol-

che Unternehmen wären im Vergleich zu Unter-

nehmen, die die Dienstleistungen durch eigene 

Angestellte oder im Rahmen einer umsatzsteu-

erlichen Organschaft erbringen lassen können, 

aus den in den bezogenen Vorleistungen ent-

haltenen Steueranteilen wirtschaftlich belastet.

2. Bisherige deutsche Umsetzung … 

In Deutschland ist Art. 132 Abs. 1 Buchst. f der 

MwStSystRL in § 4 Nr. 14 Buchst. d UStG aus-

schließlich für den Gesundheitsbereich umge-

setzt worden. Demnach sind sonstige Leis-

tungen von Gemeinschaften, deren Mitglieder 

heilberufl iche Tätigkeiten oder Berufe ausüben, 

umsatzsteuerfrei, soweit diese Leistungen für 

unmittelbare Zwecke der heilberufl ichen Tätig-

keiten der Mitglieder verwendet werden und die 

Gemeinschaft von ihren Mitgliedern lediglich 

eine genaue Kostenerstattung als Entgelt ver-

langt.

… verstößt gegen das EU-Recht …

Der EuGH hat in seinem Urteil vom 21.9.2017 

dann aber klargestellt, dass die Bundesrepu-

blik Deutschland dadurch gegen die Verpfl ich-

tung aus Art. 132 Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL 

verstoßen hat, dass sie die Umsatzsteuerbefrei-

ung auf selbständige Zusammenschlüsse von 

Personen beschränkt, deren Mitglieder eine 

begrenzte Anzahl von Berufen ausüben, konkret 

also nur Gemeinschaften gewährt wird, deren 

Mitglieder bestimmten medizinischen Berufen 

angehören. 

Der EuGH weist in seiner Rechtsprechung (im 

Urteil vom 21.9.2017 unter dem Az: C-616/15, 

EU-Kommission/Deutschland) ferner darauf 

hin, dass die Steuerbefreiung des Art. 132 

Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL nur für Zusam-

menschlüsse einschlägig ist, deren Mitglie-

der dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten 

i.S. von Art. 132 ausüben. Ausgeschlossen hat 

der EuGH Zusammenschlüsse von Personen, 

die nach Art. 135 MwStSystRL steuerbefreite 

Umsätze tätigen (Versicherungswesen, Finanz-

sektor).

… und erfordert nationale Gesetzesan-

passung

Die EuGH-Entscheidung vom 21.9.2017 hat 

für die Bundesregierung nun zur Folge, dass 

sie die Steuerbefreiungsnorm auf sämtliche 

dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten i.S. von 

Art. 132 der MwStSystRL auszudehnen hat. Die 

richtlinienkonforme Umsetzung in das nationale 

Recht soll dem Vernehmen nach zeitnah erfol-

gen, aber in dem am 8.11.2018 vom Bundes-

tag beschlossenen Jahressteuergesetz 2018 ist 

eine entsprechende Gesetzesänderung nicht 

berücksichtigt.

 Hinweis: Kostenteilungsgemeinschaften, 

bei denen die Voraussetzungen des Art. 132 

Abs. 1 Buchst. f der MwStSyStRL erfüllt sind, 

können sich bis zur richtlinienkonformen Umset-

zung in nationales Recht unmittelbar auf die Vor-

schrift berufen. 

3. Anwendung der EuGH-Rechtsprechung 

auf Kostenteilungsgemeinschaften der 

öffentlichen Hand

Die dem Gemeinwohl dienenden Tätigkeiten 

i.S. von Art. 132 MwStSystRL beinhalten neben 

den heilberufl ichen Tätigkeiten auch klassische 

Tätigkeiten der öffentlichen Hand, wie z.B. 

 Dienstleistungen durch Einrichtungen des 

öffentlichen Rechts, die eng mit der Sozial-

fürsorge und der sozialen Sicherheit sowie 

der Kinder- und Jugendbetreuung verbunden 

sind, und ferner 

 die Erziehung von Kindern und Jugendlichen 

sowie 

 allgemein den Schul- und Hochschulunterricht. 

Dienstleistungen von Kostenteilungsgemein-

Die Beschränkung 

auf den Gesund-

heitsbereich 

verstößt gegen 

Unions recht.
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schaften der öffentlichen Hand, deren Mitglieder 

die empfangenen Leistungen für solche dem 

Gemeinwohl dienenden Tätigkeiten verwenden, 

können demnach grundsätzlich steuerfrei sein. 

Fraglich ist, ob dies auch für hoheitliche und 

damit nichtunternehmerische Tätigkeiten 

der öffentlichen Hand gelten kann, die nicht 

zugleich unter die dem Gemeinwohl dienen-

den Tätigkeiten i.S. von Art. 132 MwStSystRL 

fallen. Vor dem Hintergrund der Grundidee des 

Abs. 1 Buchst. f dieser Vorschrift sollten auch 

die übrigen hoheitlichen Tätigkeiten der öffent-

lichen Hand den dem Gemeinwohl dienenden 

Tätigkeiten i.S. von Art. 132 der MwStSystRL 

gleichgestellt werden. Bei Vorliegen der weite-

ren Voraussetzungen sollte daher die Steuerbe-

freiung auch für Kostenteilungsgemeinschaften 

der öffentlichen Hand Anwendung fi nden, wenn 

das Mitglied die Dienstleistung unmittelbar für 

die Ausübung einer (übrigen) hoheitlichen Tätig-

keit verwendet.

 Hinweis: Die kommunalen Spitzenver-

bände haben bereits gegenüber dem BMF und 

der Politik eine entsprechende Auslegung und 

Umsetzung gefordert.

 Empfehlung: Bei interkommunalen Koope-

rationen sollte neben der Neuregelung des § 2b 

Abs. 3 UStG auch die Anwendung des Art. 132 

Abs. 1 Buchst. f MwStSyStRL geprüft bzw. die 

richtlinienkonforme Umsetzung in das nationale 

Recht beobachtet werden. Denn die konkrete 

Auslegung des § 2b Abs. 3 UStG ist in vielen 

Punkten noch ungeklärt, u.a. bei der Erbringung 

von verwaltungsunterstützenden Hilfstätigkeiten. 

Diese können bei Kostenteilungsgemeinschaften 

i.S. von Art. 132 Abs. 1 Buchst. f  MwStSystRL 

grundsätzlich umsatzsteuerbefreit sein. 

» Rechnungswesen

Vor dem Hinter-

grund der Grund-

idee des Art. 132 

Abs. 1 Buchst. f 

sollten auch die 

übrigen hoheit-

lichen Tätigkeiten 

den dem Gemein-

wohl dienenden 

Tätigkeiten gleich-

gestellt werden.

Das neue „Wirklichkeitsprinzip“ in der kommunalen 

 Beitrags- und Gebührenkalkulation

RECHNUNGSWESEN

Auswirkungen auf Abschreibungen, 

Restbuchwerte und Benutzungsgebüh-

ren

Das im Kommunalen Finanzmanagement der-

zeit gültige Prinzip, dass Vermögensgegen-

stände höchstens mit den Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten (AHK) vermindert 

um die planmäßigen und außerplanmäßigen 

Abschreibungen anzusetzen sind, soll im Rah-

men einer geplanten Gesetzesänderung zwar 

nicht aufgegeben, aber aufgeweicht werden. 

Kommt es wie vorgesehen zu der Neuregelung, 

werden den Kommunen zahlreiche Möglich-

keiten eröffnet, die im Jahresabschluss aus-

zuweisenden Werte für Abschreibungen und 

Restbuchwerte zusätzlich über die Auslegung 

des unbestimmten Begriffs „wirklichkeits treu“ 

zu gestalten. Finanzrisiken sind nicht auszu-

schließen.

1. Entwicklungsstand

Mit dem Entwurf des „Zweiten Gesetzes zur 

Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen 

Finanzmanagements für Gemeinden und 

Gemeindeverbände im Land Nordrhein-West-

falen und weiterer kommunalrechtlicher Vor-

schriften (2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. 

NKFWG NRW)“ vom 11.9.2018 soll als Grund-

satz in § 91 eingeführt werden, dass „wirklich-

keitstreu zu bewerten ist“. Das derzeit im noch 

gültigen NKF verankerte Prinzip, dass „Vermö-
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gensgegenstände höchstens mit den AHK vermindert um 

die planmäßigen und außerplanmäßigen Abschreibungen 

anzusetzen“ sind, wird damit zwar nicht zwingend aufge-

geben. Jedoch werden den Kommunen zahlreiche Mög-

lichkeiten eröffnet, die im Jahresabschluss auszuweisenden 

Werte für Abschreibungen und Restbuchwerte zusätzlich im 

Rahmen der Auslegung des unbestimmten Begriffs „wirk-

lichkeitstreu“ zu gestalten.

2. Auswirkungen in der Anwendungspraxis

2.1 Einordnung als AHK

In der praktischen Umsetzung soll diese Regelung insbe-

sondere für Maßnahmen an bestehenden gemeindlichen 

Hochbauten wie Schulen oder Kindergärten und am Infra-

strukturvermögen wie Straßen und Abwasserbeseitigungs-

anlagen ermöglichen, die entstandenen Kosten bei einer 

Verlängerung der Restnut-

zungsdauer als den Vermö-

gensgegenstand verbes-

sernde AHK einzuordnen. 

 Beispiel: So können nun-

mehr die Instandsetzung von 

Abwasserkanälen durch Ein-

bringen von lokal begrenz-

ten Partlinern oder der Aus-

tausch der Deckschicht einer 

Straße als aktivierungsfähiger 

Aufwand über die Restnut-

zungsdauer abgeschrieben 

werden.

2.2 Konfl ikte mit kommunalabgabengesetzlichen 

Regelungen

Einmal abgesehen von der Frage, ob es überhaupt zweck-

mäßig ist, von den handelsrechtlichen Vorschriften durch 

sondergesetzliche länderspezifi sche Regelungen abzuwei-

chen, steht das eingeführte Wirklichkeitsprinzip bei Umset-

zung durch eine Kommune ohne parallele Nebenrech-

nungen unmittelbar im Konfl ikt mit den Regelungen des 

Kommunalabgabengesetzes (KAG) NRW zur Erhebung von 

Beiträgen und Gebühren.

Denn es heißt in § 6 Abs. 2 KAG-NRW zu den Benutzungs-

gebühren, dass „Kosten  (…) die nach betriebswirtschaft-

lichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten“ sind und in § 8 

Abs. 2 KAG-NRW wird ausgeführt: „Beiträge sind Geldlei-

stungen, die dem Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, 

Anschaffung und Erweiterung öffentlicher Einrichtungen 

und Anlagen i.S. des § 4 Abs. 2, bei Straßen, Wegen und 

Plätzen auch für deren Verbesserung, jedoch ohne die lau-

fende Unterhaltung und Instandsetzung, dienen.“

Soweit eine Kommune von der Neuregelung des „Wirklich-

keitsprinzips“ Gebrauch macht und Kosten der Instandset-

zung aktiviert, ist dies für die Kalkulation von Benutzungs-

gebühren wie für Friedhöfe oder die Abwasserbeseitigung 

und von Beiträgen für den Straßenausbau wieder zurück-

zunehmen. 

 Hinweis: Vor dem Hintergrund der Nutzungsdauern im 

Hochbau und Infrastrukturvermögen, die zwischen 30 und 

80 Jahren liegen, dürfte eine 

dauerhafte parallele Rech-

nungslegung allerdings wirt-

schaftlich nicht zielführend 

sein.

2.3 Betriebswirtschaft-

liche Einordnung von 

Instandsetzungskosten

Kosten zur Instandsetzung, 

d.h. Wiederherstellung der 

Funktion eines Vermögens-

gegenstands, sind betriebs-

wirtschaftlich einzig im Jahr 

des Entstehens in Benut-

zungsgebühren oder Beiträgen ansatzfähig. Die zugehö-

rigen Maßnahmen weisen keinen Bezug zur zukünftigen 

Nutzung auf, sondern beseitigen Schäden, die in der Ver-

gangenheit entstanden sind. Eine Verteilung der Kosten auf 

die Restnutzungsdauer entspricht daher nicht betriebswirt-

schaftlichen Grundsätzen.

3. Finanzrisiken 

Werden diese Kosten dennoch als Ergebnis der Umset-

zung des „Wirklichkeitsprinzips“ in die Zukunft verteilt, ist die 

Refi nanzierung ungesichert. Denn wird im Rahmen eines 

Gebühren- oder Beitragsrechtsstreits festgestellt, dass auf-

grund der fehlenden Periodengerechtigkeit eine Ansatzfä-

higkeit bereits dem Grunde nach fehlt, so bleibt der Mittel-

rückfl uss in der Zukunft vollständig aus.

Bilanzielle Erfassung von Instandsetzungsmaßnahmen an Schulen
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Größenabhän-

gige Befreiungen 

können dazu füh-

ren, dass eine 

Gemeinde sich 

von der Pfl icht, 

einen Gesamtab-

schluss aufzustel-

len, befreien lassen 

kann.

» Rechnungswesen

Aufstellung eines Gesamtabschlusses durch Gemeinden

Deutliche Erleichterungen für kleine und 

mittlere Kommunen gem. Entwurf des 2. 

NKF-Weiterentwicklungsgesetzes 

Erstmals sollen im 2. NKF-Weiterentwicklungs-

gesetz (NKFWG) in Anpassung an das HGB-

Konzernbilanzrecht nun größenabhängige 

Befreiungen vorgesehen werden. Diese können 

dazu führen, dass eine Gemeinde sich von der 

Pfl icht, einen Gesamtabschluss aufzustellen, 

durch den Rat befreien lassen kann. 

1. Gesetzliche Neuregelung

Nach § 116a Gemeindeordnung (GO) in der 

Entwurfsfassung des 2. NKFWG sind für die 

Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse 

größenabhängige Befreiungen vorgesehen. 

Danach ist die Gemeinde von der Pfl icht zur Auf-

stellung eines Gesamtabschlusses befreit, wenn 

am Abschlussstichtag und an dem vorherge-

henden Abschlussstichtag mindestens zwei der 

drei folgenden Kriterien erfüllt sind:

(1) Die Bilanzsummen der Gemeinde und die 

der verselbständigten Aufgabenbereiche be-

tragen insgesamt nicht mehr als 1.500.000 T€.

(2) Die anteiligen Erträge der verselbständig-

ten Aufgabenbereiche liegen bei weniger als 

50% der Ordentlichen Erträge der Gemeinde.

(3) Die anteiligen Bilanzsummen der ver-

selbständigten Aufgabenbereiche betra-

gen weniger als 50% der Bilanzsumme der 

Gemeinde.

Nach der Gesetzesbegründung ist für die Kri-

terien (1) und (3) nur die Bruttomethode anzu-

wenden, wohingegen für das Merkmal (2) 

sowohl die Brutto- als auch die Nettomethode 

zulässig sein sollen. Während bei der Brutto-

methode die Addition der Bilanzsummen der 

Jahresabschlüsse aller verselbständigten Auf-

gabenbereiche erfolgt, ist für die Anwendung 

der Nettomethode eine (Probe-)Konsolidierung 

vorzunehmen. 

2. Anwendungshinweise zu den Kriterien 

für die größenabhängige Befreiung 

Zu den einzelnen Kriterien lassen sich Anwen-

dungshinweise für das gemeindliche Rech-

nungswesen wie folgt geben:

2.1 Bilanzsummen

Es werden die Bilanzsummen der Jahresab-

schlüsse aller voll zu konsolidierenden ver-

selbständigten Aufgabenbereiche und die des 

Einzelabschlusses der Gemeinde addiert. Als 

Grundlage für die Ermittlung dienen die Einzel-

abschlüsse der verselbständigten Aufgabenbe-

reiche und der Einzelabschluss der Gemeinde. 

Die Aufstellung der Kommunalbilanzen I bis III ist 

grundsätzlich nicht erforderlich. 

 Empfehlung: Sollten sich aber z.B. auf der 

Basis einer ohnehin vorhandenen Kommunalbi-

lanz II geringere Bilanzsummen ergeben, dürfte 

es nach hier vertretener Auffassung – in Anleh-

nung an die handelsrechtliche Kommentierung 

– zulässig sein, auch diese Werte zu verwenden.

2.2 Anteilige Erträge

Zur Ermittlung der anteiligen Erträge sind sowohl 

die Brutto- als auch die Nettomethode zulässig. 

Die Methodenwahl kann – entsprechend den 

handelsrechtlichen Grundsätzen – jedes Jahr 

neu ausgeübt werden, da es sich nicht um eine 

dem Stetigkeitsgrundsatz unterliegende Konso-

lidierungsmethode handelt.

Bei Anwendung der Bruttomethode ist nach 

der Gesetzesbegründung eine Kommunalbilanz 

I zu erstellen, d.h. die Erträge aus den Einzel-

abschlüssen sind nachvollziehbar in die Ergeb-

nisrechnung nach dem neuen kommunalen 

Finanzmanagement (NKF) überzuleiten. Inso-

fern ist anschließend auch nur der Vergleich der 

übergeleiteten ordentlichen Erträge der verselb-

ständigten Aufgabenbereiche mit denen aus 

dem Einzelabschluss der Stadt sinnvoll. 
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Erstellung eines Entgeltberichts

Anwendung des Entgelttransparenzgesetzes in 

öffentlichen Unternehmen bzw. bilanzierenden 

Einheiten des öffentlichen Sektors? 

Bestimmte Arbeitgeber werden durch das Entgelttrans-

parenzgesetz verpfl ichtet, in einer Anlage zum Lage-

bericht über den Stand der Gleichstellung zu informie-

ren. Betroffen sind Unternehmen mit i.d.R. mind. 500 

Beschäftigten, die nach dem HGB zur Erstellung eines 

Lageberichts verpfl ichtet sind. Das sind in erster Linie 

Unternehmen in einer haftungsbeschränkenden Rechts-

form, die mindestens mittelgroß sind. 

Doch was gilt für öffentliche Unternehmen bzw. bilanzie-

rende Einheiten des öffentlichen Sektors (wie z.B. Eigen-

betrieben), deren Pfl icht zur Lageberichterstellung sich 

nicht originär aus dem HGB ableiten lässt? 

1. Hintergrund

Gleiches Entgelt für Frauen und Männer bei gleicher oder 

gleichwertiger Arbeit – diesen Anspruch durchzusetzen, ist 

das Ziel, das mit dem bereits zum 6.7.2017 in Kraft getre-

tenen Entgelttransparenzgesetz erreicht werden soll. Hier-

nach haben Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten, 

die zur Aufstellung eines Lageberichts nach §§ 264, 289 

HGB verpfl ichtet sind, einen Bericht zur Gleichstellung und 

Entgeltgleichheit vorzulegen (sog. Entgeltbericht). Der erste 

Bericht ist im Kalenderjahr 2018 für das Kalenderjahr 2016 

zu erstellen. Der Berichterstattungsrhythmus beträgt dar-

auffolgend alle drei (für tarifgebundene oder tarifanwen-

dende Arbeitgeber) bzw. alle fünf Jahre (für alle anderen 

betroffenen Arbeitgeber).

Im Entgeltbericht sind – neben bestimmten Angaben zur 

Anzahl der weiblichen und männlichen Beschäftigten – die 

 Empfehlung: Sind ohnehin Kommunalbilanzen II vor-

handen, sollten u.E. diese auch der Ermittlung zugrunde 

gelegt werden können, wenn sich günstigere Ergebnisse als 

bei Verwendung der Kommunalbilanzen I ergeben.

 Hinweis: Die Anwendung der Nettomethode setzt eine 

Aufwands- und Ertragskonsolidierung voraus. 

Zur Ermittlung der Wertgrenze für das Kriterium der antei-

ligen Erträge sind bei beiden Methoden die gesamten 

ordentlichen Erträge der verselbständigten Aufgabenbe-

reiche zu addieren und zu den ordentlichen Erträgen der 

Gemeinde lt. Einzelabschluss ins Verhältnis zu setzen.

2.3 Anteilige Bilanzsummen

Der Gesetzesbegründung zufolge ist die Ermittlung der 

Bilanzsummen nach der Bruttomethode vorzunehmen. 

Hiernach sind die Bilanzsummen der Jahresabschlüsse der 

verselbständigten Aufgabenbereiche zu der Bilanzsumme 

der Gemeinde lt. Einzelabschluss ins Verhältnis zu setzen.

Die Aufstellung der Kommunalbilanzen I bis III ist grundsätz-

lich nicht erforderlich. 

 Empfehlung: Sollten diese aber ohnehin vorliegen und 

zu einem günstigeren Ergebnis führen, wird die Ermittlung 

auf der Basis der Kommunalbilanzen I oder II u.E. ebenfalls 

zulässig sein.

3. Stand des Gesetzgebungsverfahrens und zeit-

liche Anwendung der Befreiungsvorschriften

Gegenwärtig läuft die Verbändeanhörung zum Gesetzent-

wurf. Die Frist für die kommunalen Spitzenverbände sowie 

für das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) zur Eingabe von 

Stellungnahmen endete bereits am 31.7.2018. Wenn das 

weitere Verfahren planmäßig läuft, soll das Gesetz noch 

in diesem Jahr verabschiedet werden und zum 1.1.2019 in 

Kraft treten. 

Damit könnte die Befreiung von der Aufstellung eines kom-

munalen Gesamtabschlusses erstmalig für das Haushalts-

jahr 2019 in Anspruch genommen werden. Bis einschließ-

lich 2018 haben die Kommunen Gesamtabschlüsse nach 

den bisherigen Regelungen aufzustellen. 

 Hinweis: Eine rückwirkende Befreiung für die Jahre vor 

2019 ist nicht vorgesehen.
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Unternehmen/Organisationsformen 

der öffentlichen Hand

Begründung der Befreiung von der Pfl icht zur Aufstellung eines Ent-

geltberichts

Unternehmen, die unter den Anwen-

dungsbereich des PublG fallen

Pfl icht zur Aufstellung eines Lageberichts ergibt sich aus § 5 Abs. 2 Satz 1 

PublG.

Für den Lagebericht ist § 289 HGB sinngemäß anzuwenden.

Anstalten öffentlichen Rechts AöR sind nach § 26 KUV NRW verpfl ichtet, einen Lagebericht aufzustellen, 

der die in § 289 Abs. 1 und 2 HGB genannten Sachverhalte behandelt. 

Eigenbetriebe sowie Zweckverbän-

de, die für die Rechnungslegung die 

EigVO anwenden

Eigenbetriebe haben nach § 25 Abs. 1 EigVO NRW einen Lagebericht ent-

sprechend den Vorschriften des § 289 HGB aufzustellen. 

Für den Lagebericht ist § 289 HGB somit nur sinngemäß anzuwenden.

Zweckverbände, die für die Haus-

haltswirtschaft die Regelungen der 

GemHVO/GO anwenden

Gebietskörperschaften haben nach § 48 GemHVO einen Lagebericht aufzu-

stellen.

Kein Verweis auf das HGB.

Hochschulen Die Rechnungslegung hat sich nach § 11 HWFVO nach den kaufmännischen 

Grundsätzen zu richten. Insoweit gelten die HGB-Regelungen sinngemäß. 

Die Verwaltungsvorschriften zu § 11 HWFVO besagen, dass ein Lagebericht 

entsprechend den handelsrechtlichen Vorgaben aufzustellen ist.

Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen 

und Männern und deren Wirkungen sowie die Maßnahmen 

zur Herstellung von Entgeltgleichheit für Frauen und Män-

ner anzugeben. Fehlen derartige Maßnahmen, ist dies zu 

begründen.

Der Entgeltbericht ist jeweils dem Lagebericht nach § 289 

HGB als Anlage beizufügen und im Bundesanzeiger offen-

zulegen. Da die Anlage nicht zu den Jahresabschlussunter-

lagen und zum Lagebericht als solchem gehört, gelten die 

entsprechenden Vorschriften und Rechtsfolgen nicht. 

 Hinweis: Die Angaben im Entgeltbericht sind also nicht 

Bestandteil der Pfl ichtprüfung des Lageberichts nach § 317 

Abs. 2 HGB.

2. Abgrenzung der Pfl icht zur Erstellung eines Ent-

geltberichts

Die Pfl icht zur Erstellung eines Entgeltberichts knüpft an 

die Vorschrift des § 264 HGB zur Aufstellung eines Lage-

berichts an. Demnach sind alle Unternehmen, die originär 

nach § 264 HGB verpfl ichtet sind, einen Lagebericht aufzu-

stellen, auch zur Erstellung eines Entgeltberichts verpfl ichtet 

und haben diesen als Anlage zum Lagebericht beizufügen 

und offenzulegen.

2.1 Unternehmen im Anwendungsbereich des Publi-

zitätsgesetzes

Unternehmen in privatrechtlicher Organisation, für die sich 

die Pfl icht zur Aufstellung eines Lageberichts nicht originär 

aus § 264 HGB, sondern aus § 5 Abs. 2 Satz 1 PublG ergibt, 

haben einen Lagebericht in „nur“ sinngemäßer Anwen-

dung des § 289 HGB aufzustellen (s. Tab. 1). Aufgrund der 

Anknüpfung der Pfl icht zur Entgeltberichterstattung an die 

Pfl icht zur Aufstellung eines Lageberichts nach §§ 264, 289 

HGB müssen diese Unternehmen somit keinen Entgeltbe-

richt erstellen.

2.2 Pfl icht zur Lageberichterstattung aufgrund Sat-

zung oder Gesellschaftsvertrag

Dem Gesetzeswortlaut nach müssen Unternehmen, die 

ausschließlich aufgrund der Satzung oder des Gesell-

schaftsvertrags zur Aufstellung eines Lageberichts i.S. des 

§ 289 HGB verpfl ichtet sind, wegen der Anknüpfung zur 

Tab. 1: Befreiung von Aufstellungspfl ichten für Entgeltberichte
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Entgeltberichterstattungspfl icht an die gesetz-

liche Pfl icht zur Aufstellung eines Lageberichts 

nach den §§ 264, 289 HGB ebenfalls keinen 

Entgeltbericht erstellen.

Daran ändert sich auch nichts, wenn es sich um 

Unternehmen der öffentlichen Hand handelt, für 

welche die jeweiligen Gemeindeordnungen oder 

Kommunalverfassungen eine entsprechende 

gesellschaftsvertragliche Regelung verlangen, 

wonach der Jahresabschluss und Lagebericht 

in entsprechender/sinngemäßer Anwendung 

der Vorschriften des HGB für große Kapitalge-

sellschaften aufzustellen sind.

3. Befreiung von der Entgeltberichterstat-

tung für öffentlich-rechtliche Organisati-

onsformen

Ebenfalls befreit sind Unternehmen in öffentlich-

rechtlicher Organisationsform (z.B. Landesbe-

triebe, Eigenbetriebe, Anstalten des öffentlichen 

Rechts, Körperschaften des öffentlichen Rechts), 

die nach landesrechtlichen Vorschriften (z.B. 

LHO oder Hochschulgesetz) bzw. kommunal-

rechtlichen Regelungen (z.B. Gemeindeordnung) 

zur Lageberichtsaufstellung verpfl ichtet sind.

4. Fazit

Die  Pfl icht zur Erstellung des Entgeltberichts ist 

grundsätzlich an die originäre Anwendung des 

§ 264 HGB geknüpft. Unternehmen, die jedoch 

lediglich aufgrund von Satzung oder Gesell-

schaftsvertrag oder aufgrund des PublG einer 

Lageberichtsaufstellungspfl icht unterliegen, 

sind von der Erstellung und Offenlegung eines 

Entgeltberichts befreit. 

Öffentlich-rechtliche Organisationsformen sind 

ebenfalls von der Erstellung eines Entgeltbe-

richts befreit, da sich für diese Organisations-

formen die Pfl icht zur Aufstellung eines Lage-

berichts ausschließlich aus dem jeweiligen 

Landesgesetz ergibt und das Entgelttranspa-

renzgesetz mit den Berichtspfl ichten zur Gleich-

stellung und Entgeltgleichheit von Frauen und 

Männern auf „private Arbeitgeber“ abzielt.

Sofern eine Entgeltberichterstattung von bilanzie-

renden Einheiten im öffentlichen Sektor (wie z.B. 

Hochschulen) von den Landesgesetzgebern oder 

den jeweiligen Ministerien als erforderlich erach-

tet wird, müsste dies durch entsprechendes Lan-

desrecht oder Erlasse geregelt werden.

Die Erstellung des 

Entgeltberichts 

ist grundsätzlich 

an die originäre 

Anwendung des 

§ 264 HGB 

geknüpft.

Strahlende Gesichter aufgrund Informationen zum Stand der Gleichstellung?
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Gesetzliche Vorgaben und zwingend zu beach-

tende Anforderungen

Seit dem 18.10.2018 müssen alle EU-weiten Vergabever-

fahren zwingend vollständig elektronisch durchgeführt 

werden  Damit ist die dritte und letzte Stufe der zeitlich 

gestaffelten schrittweisen Einführung der sog. eVergabe 

durch das Vergaberechtsmodernisierungsgesetz vom 

23.2.2016 erreicht. 

1. Oberschwellenbereich: Nur noch elektronisch 

durchgeführte Vergabeverfahren 

1.1 Umstellung auf eVergabe

Während einer bis zum 17.10.2018 laufenden Übergangs-

zeit hatten die Vergabestellen ein nach und nach reduziertes 

Wahlrecht zwischen der Nutzung elektronischer Mittel, dem 

Postweg, Fax oder einer Kombination dieser Mittel. Seit 

dem 18.10.2018 müssen europaweite Vergabeverfahren 

nach den Regelungen der §§ 97 ff. GWB und den jewei-

ligen Vergabeverordnungen vollständig elektronisch durch-

geführt werden. Die öffentlichen Auftraggeber müssen jetzt 

die gesamte Kommunikation im Vergabeverfahren elektro-

nisch abwickeln, 

 nicht nur die Bekanntmachung und die Zurverfügungstel-

lung der Vergabeunterlagen, sondern vor allem auch 

 die Ermöglichung der Abgabe der Teilnahmeanträge und 

der Angebote in elektronischer Form sowie

 die gesamte Kommunikation zwischen Vergabestelle und 

Bieter/Bewerber bis zu Vorabinformation und Zuschlags-

erteilung. 

1.2 Anforderungen an die verwendeten elektro-

nischen Mittel

Die grundsätzlichen Anforderungen im Sinne von Mindest-

kriterien an die von den öffentlichen Auftraggebern zu ver-

wendenden elektronischen Mittel ergeben sich aus den 

Vergabeverordnungen (§§ 10 - 12 der VgV und SektVO bzw. 

§§ 8 - 10 KonzVgV bzw. §§ 11a, 11b VOB/A EU). Stichworte 

sind hier

 Allgemeine Verfügbarkeit

 Keine Diskriminierung

 Kompatibilität mit allgemein verbreiteten Geräten sowie 

Programmen der IT- und Kommunikationstechnologie

 Sicherstellung der Unversehrtheit, der Vertraulichkeit und 

der Echtheit oder Authentizität aller verfahrensbezogenen 

Daten

Die Vergabestelle kann aber frei entscheiden, welche Sys-

teme und Portale konkret genutzt werden. Hieraus folgt das 

teilweise recht unübersichtliche Nebeneinander einer Viel-

zahl von eVergabe-Systemen und -Portalen, das die öffent-

lichen Auftraggeber, vor allem aber die an öffentlichen Auf-

trägen interessierten Unternehmen handhaben müssen. 

1.3 Drohender Ausschluss von Teilnahmeanträgen 

und Angeboten in Papierform 

Der Grundsatz der elektronischen Kommunikation gilt – 

von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen – umfassend. 

Auf die elektronische Angebotsabgabe kann der öffentliche 

Auftraggeber beispielsweise nur dann verzichten, wenn die 

Bieter mit ihren Angeboten physische/maßstabsgetreue 

Modelle, Proben oder Muster vorlegen müssen, die natur-

gemäß nicht elektronisch übermittelt werden können. 

Liegen die – z.B. in den §§ 53 und 41 VgV  festgeschrie-

benen – Ausnahmetatbestände nicht vor, droht Teilnahme-

anträgen und Angeboten, die nicht in elektronischer Form 

eingereicht werden, der Ausschluss aus dem weiteren Ver-

gabeverfahren. 

 Hinweis: Ob umgekehrt die Bieterunternehmen nun-

mehr einen Anspruch gegenüber den öffentlichen Auftragge-

bern geltend machen können, dass diese die eVergabe anzu-

wenden haben, bleibt nach verbreiteter Ansicht abzuwarten. 

2. eVergabe im Unterschwellenbereich

Für rein nationale Vergabeverfahren sieht auch die Unter-

schwellenvergabeordnung (UVgO) ein zeitlich gestaffeltes 

Vorgehen fest: Ab dem 1.1.2019 müssen auch hier die 

öffentlichen Auftraggeber elektronische Teilnahmeanträge 

Digitalisierung: Einführungsphase der eVergabe  abgeschlossen

VERGABERECHT
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und Angebote akzeptieren – und folglich die Möglichkeit 

zur Einreichung elektronischer Angebote und Teilnahme-

anträge bieten. Damit müssen schon zu diesem Zeitpunkt 

die Voraussetzungen für die vollständige eVergabe von den 

öffentlichen Auftraggebern geschaffen sein, auch wenn die 

Vergabestellen „eigentlich“ erst ab dem 1.1.2020 auch im 

rein nationalen Bereich die eVergabe verpfl ichtend und voll-

ständig umgesetzt haben müssen. 

3. PKF bietet elektronischen Ausschreibungs-Ser-

vice an

PKF hat (am Standort Duisburg) die Möglichkeit geschaffen, 

für Sie elektronische Vergabeverfahren durchzuführen, wie 

sie seit dem 18.10.2018 für alle EU-weiten Vergaben ver-

pfl ichtend sind. Über das DTVP Deutsche Vergabeportal 

sind wir in der Lage, Ausschreibungen elektronisch zu ver-

öffentlichen und elektronische Teilnahmeanträge und Ange-

bote entgegenzunehmen, wie dies die Vergabevorschriften 

für EU-Verfahren verlangen.

Für viele unserer Mandanten, die nur gelegentlich große 

EU-weite Ausschreibungen durchzuführen haben, dürfte 

sich der Aufwand für die Auswahl und Unterhaltung eines 

eVergabe-Systems und vor allem für die entsprechende 

Schulung der Mitarbeiter nicht lohnen. Hier bietet sich der 

neue PKF-Service an, mit dem wir Ihnen die technischen 

Schritte abnehmen, die durch die elektronische Vergabe 

zukünftig anfallen werden. Selbstverständlich sind aber 

auch nationale Vergaben im Unterschwellenbereich über 

dieses Portal möglich, die wir auf Wunsch gerne für Sie 

durchführen.

 Hinweis: Dabei können Sie natürlich weiterhin auf die 

gewohnte PKF-Vergabe-Expertise in rechtlicher und verfah-

rensleitender Hinsicht vertrauen. Mit diesem zusätzlichen 

Service runden wir unser Angebot in diesem Bereich weiter 

ab: Rechtliche Dienstleistung und technischen Service bie-

ten wir nun aus einer Hand an.

Ausweitung des Geltungsbereichs der Unterschwellen-

vergabeordnung

Einführung auf kommunaler Ebene in NRW

Die sog. Unterschwellenvergabeordnung betrifft allge-

mein einerseits öffentliche Auftraggeber aller Sparten 

und andererseits Unternehmen, die sich um öffentliche 

Aufträge bewerben. Mit der Umsetzung dieser Vorschrif-

ten im Erlasswege ist nun auch die Einführung auf kom-

munaler Ebene verpfl ichtend vorgegeben; die Kommunen 

dürfen hierbei einige Erleichterungen in Anspruch neh-

men. 

1. Verfahren der Inkraftsetzung und Geltungs-

bereich

Die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) ist bereits am 

7.2.2017 im Bundesanzeiger veröffentlicht worden. Da es 

sich hierbei jedoch nicht um eine Rechtsverordnung, son-

dern um eine Verfahrensordnung handelt, muss die Rege-

lung zunächst durch Bund und Länder haushaltsrechtlich 

umgesetzt werden. Dafür muss erst ein sog. „Anwendungs-

befehl“ in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften der 

Bundeshaushaltsordnung (BHO) bzw. den jeweiligen Lan-

deshaushaltordnungen (LHO) oder den Landesvergabege-

setzen ergehen. Auf der Ebene des Bundes und auch in 

einigen Bundesländern ist dies bereits erfolgt. 

Für Bundesbehörden hat das BMF mit Rundschreiben vom 

1.9.2017 die Neufassung der Vergabeverordnung (VV) zu 

§ 55 BHO in Kraft gesetzt und damit die Anwendung der 

UVgO für die Vergabe von Lieferungen und Dienstleistungen 

unterhalb der Schwellenwerte vorgeschrieben. Auf Landes-

ebene ist dies beispielsweise in Nordrhein-Westfalen (NRW) 

durch einen Erlass zur Änderung der Verwaltungsvorschrift 

zu § 55 LHO geschehen (vgl. zur Quelle unter MzT am Ende 

dieses Beitrags); damit ist für die Landesbehörden bei 

der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen die 

Berücksichtigung der UVgO ab dem 9.6.2018 verpfl ichtend 

eingeführt worden.

Die Städte und Gemeinden in NRW waren hiervon nicht 

betroffen, da für diese nicht die LHO, sondern § 25 Gem-

HVO maßgeblich ist. Nach dessen Abs. 2 sind bei Unter-

schwellenvergaben diejenigen Vergabebestimmungen 
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anzuwenden, die das für Kommunales zuständige Ministe-

rium bekannt gibt. Der neue Runderlass über die Kommu-

nalen Vergabegrundsätze setzt jetzt die UVgO auf der kom-

munalen Ebene in Kraft. Sie ersetzt dort die bisher geltende 

Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A, 1. 

Abschnitt) – Ausgabe 2009 und umfasst 34 Paragrafen 

mehr als die Vorgängerregelung. Die Beschaffung von Lie-

fer- und Dienstleistungen bis zu 221.000 € netto (Wert-

grenze nach EU-Recht seit dem 1.1.2018) richtet sich mithin 

nun grundsätzlich nach der UVgO. Die VOB/A bleibt aber 

weiterhin bestehen.

 Hinweis: Hinsichtlich der Systematik und der grund-

sätzlichen Regelungen ist die UVgO an das europarechtlich 

geprägte Vergaberecht oberhalb der Schwellenwerte ange-

lehnt. Hierdurch und weil mit der UVgO die unterhalb des 

o.g. Schwellenwerts geltenden Regelungen für die Vergabe 

öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bun-

desländern vereinheitlicht werden, verspricht man sich eine 

Vereinfachung bei der Anwendung. 

2. Einzelne Anwendungsinhalte

2.1 Adressatenkreis und Anwendungspfl icht

Die Anwendung der UVgO (vgl. zur Quelle unter MzT am 

Ende dieses Beitrags) im Rahmen des Haushaltsrechts ist 

auch nach den neuen Vergabegrundsätzen nur Gemein-

den, Gemeindeverbänden und eigenbetriebsähnlichen 

Einrichtungen vorgegeben. Keine Anwendbarkeit besteht 

danach für 

 Eigenbetriebe, 

 kommunal beherrschte Unternehmen, 

 Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts 

und 

 Zweckverbände, deren Hauptzweck der Betrieb eines 

wirtschaftlichen Unternehmens ist. 

Für Anstalten des öffentlichen Rechts i.S. des § 114a GO 

NRW (Kommunalunternehmen) und gemeinsame Kommu-

nalunternehmen gem. § 27 des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit gilt hinsichtlich der Vergabegrund-

sätze weiterhin die Regelung des § 8 der Kommunalunter-

nehmensverordnung.

Während bislang in NRW die VOL/A, 1. Abschnitt, nur zur 

Anwendung empfohlen war, „soll“ nunmehr zur Vermeidung 

rechtlicher Risiken die UVgO in der jeweils geltenden Fassung 

angewendet werden. Damit wird ein Gleichklang zur Vergabe 

von Bauleistungen im Unterschwellenwertbereich erreicht, für 

Verfahrensvorschriften grenzen freihändige Vergabeprozesse stark ein
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Öffentliche Auf-

träge über Leis-

tungen im Rahmen 

einer freiberuf-

lichen Tätigkeit 

sind grundsätzlich 

im Wettbewerb zu 

vergeben.

die stets schon die nationalen Vergabebestim-

mungen grundsätzlich zu beachten waren. Für 

unterschwellige (Dienstleistungs-)Konzessionen 

ist die UVgO allerdings nicht einschlägig.

2.2 Vergabe von freiberufl ichen Leistungen

Der Vorgängererlass verlangte für die Vergabe 

von freiberufl ichen Leistungen unterhalb des 

o.g. EU-Schwellenwerts noch keine Ausschrei-

bungspfl icht, sondern stellte nur klar, dass bei 

eindeutig und erschöpfend beschreibbaren frei-

berufl ichen Leistungen die Regelungen für die 

Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträ-

gen Geltung entfalten. Die UVgO trifft in § 50 

erstmalig eine Sonderregelung zur Vergabe 

von freiberufl ichen Leistungen, die allerdings 

den bisherigen haushaltsrechtlichen Vorgaben 

von Bund, Ländern und Kommunen entspricht. 

Danach „sind öffentliche Aufträge über Leistun-

gen, die im Rahmen einer freiberufl ichen Tätig-

keit erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuf-

lich Tätigen angeboten werden, grundsätzlich 

im Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel 

Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der 

Natur des Geschäfts oder nach den besonde-

ren Umständen möglich ist“.

Es handelt sich hierbei jedoch nicht um eine 

abschließende Regelung. Dies zeigt bereits die 

Überschrift „Sonderregelung“ und wird verdeut-

licht durch einen fehlenden Verweis auf die Ver-

gabearten der UVgO. Unabhängig davon kommt 

die Sonderstellung des § 50 UVgO auch in den 

Erläuterungen zur UVgO zum Ausdruck. Dort 

ist ausgeführt, dass freiberufl iche und geistig-

kreative Leistungen – nicht zuletzt wegen ihrer 

besonderen Natur und des speziellen Vertrau-

ensverhältnisses zwischen dem Auftraggeber 

und dem Freiberufl er – auch freihändig bzw. im 

Wege der Verhandlungsvergabe vergeben wer-

den können.

2.3 Europarechtliche Grundprinzipien und 

landesrechtliche Bestimmungen

Die UVgO selbst enthält zwar keine ausdrück-

liche Regelung für eine sich aus dem primären 

europäischen Gemeinschaftsrecht ergebende 

Verpfl ichtung zur Einhaltung der Grundsätze 

der Transparenz und Gleichbehandlung. Den-

noch muss im Rahmen ihrer Anwendung die 

Auftragsvergabe im Einklang mit diesen Vor-

schriften und Grundsätzen des Vertrags über 

die Arbeitsweise der EU erfolgen. Wenn an dem 

Auftrag ein eindeutiges grenzüberschreitendes 

Interesse besteht, ist eine angemessene Ver-

öffentlichung der Auftragsvergabe sowie der 

gleichberechtigte Zugang für Wirtschaftsteilneh-

mer aus allen Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

Dies ergibt sich bereits aus den Erläuterungen 

des BMWi  zu § 1 Abs. 2 UVgO sowie aus Zif-

fer 3.1 des Runderlasses (vgl. zur Quelle unter 

MzT am Ende dieses Beitrags). Nach letzterem 

sind zudem die Grundsätze der Wirtschaftlich-

keit und Sparsamkeit sowie die Regelungen 

des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW zu 

beachten.

2.4 Wahl der Verfahrensart

Der neue Runderlass räumt – wie auch schon 

sein Vorgänger – unter Bezug auf § 25 Gem-

HVO der „Öffentlichen Ausschreibung“ und 

der „Beschränkten Ausschreibung mit Teilnah-

mewettbewerb“ den gleichen Stellenwert ein, 

wie es auch nach § 8 Abs. 2 UVgO der Fall ist. 

Ergänzend behält er die vereinfachten Möglich-

keiten zur Wahl der Vergabeart bei. Bei Aufträ-

gen über Liefer- und Dienstleistungen kann der 

öffentliche Auftraggeber daher bis zu einem 

vorab geschätzten Auftragswert von 100.000 € 

(ohne Umsatzsteuer, also netto) wahlweise eine 

Verhandlungsvergabe oder eine Beschränkte 

Ausschreibung (jeweils auch ohne Teilnahme-

wettbewerb) durchführen.

Abweichend von § 49 UVgO wird bei Aufträ-

gen über soziale und andere besondere Dienst-

leistungen i.S. von § 130 Absatz 1 GWB dem 

Auftraggeber bis zu einem vorab geschätz-

ten Auftragswert i.H. von 250.000 € netto 

neben der Öffentlichen Ausschreibung und der 

Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahme-

wettbewerb stets auch die Wahl der Beschränk-
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ten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb 

sowie die Verhandlungsvergabe mit und ohne 

Teilnahmewettbewerb zugestanden. Die Ver-

handlungsvergabe ist in Entsprechung zum Ver-

handlungsverfahren im Oberschwellenbereich 

mit Inkrafttreten der UVgO die Bezeichnung für 

eine Freihändige Vergabe.

Eine weitere Abweichung zur UVgO, die der neue 

Runderlass bewirkt, besteht zu § 14 UVgO, der 

bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 

1.000 € (netto) die Beschaffung von Liefer- und 

Dienstleistungen unter Berücksichtigung der 

Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit ohne die Durchführung eines Ver-

gabeverfahrens zulässt, wohingegen der Rund-

erlass bis zu einem voraussichtlichen Auftrags-

wert von 5.000 € (netto) die Möglichkeit eines 

Direktauftrags vorsieht.

2.5 Elektronische Vergabe

Der Runderlass bezieht sich hinsichtlich der 

elektronischen Vergabe nur auf die Ausnah-

mefälle des § 38 Abs. 4 UVgO und lässt die 

Abwicklung dieser Vergabeverfahren mittels 

E-Mail zu. Folgerichtig führt der Runderlass wei-

ter aus, dass in diesen Fällen § 7 Abs. 4 sowie 

die §§ 39 und 40 UVgO nicht zur Anwendung 

kommen.

Das ändert aber nichts daran, dass ab 

18.10.2018 – wie schon im Oberschwellenbe-

reich – mit Inkraftsetzung der UVgO für die Kom-

munen auch unterhalb der Schwellenwerte die 

eVergabe verpfl ichtend wird. 

 Empfehlung: Bitte beachten Sie, dass 

Bekanntmachungen in Zukunft primär auf 

Internetseiten/-portalen zu veröffentlichen sind, 

Printmedien rücken in den Hintergrund und sind 

nur noch begleitend zu nutzen. Wie oberhalb 

der Schwellenwerte sind die Vergabeunterlagen 

unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und 

direkt zur Verfügung zu stellen. Ab 2019 müs-

sen Auftraggeber dann über eine funktionie-

rende eVergabe-Lösung verfügen und Bewer-

bern/Bietern die Möglichkeit eröffnen, Angebote 

elektronisch abzugeben. 

3. Ausblick

Ob tatsächlich die – durch die im Rahmen der 

UVgO erfolgte Angleichung des Vergaberechts 

unterhalb des Schwellenwerts an den Ober-

schwellenwertbereich und die mit der UVgO 

einhergehende potentielle Vereinheitlichung der 

unterhalb des o.g. Schwellenwerts geltenden 

Regelungen – für die Vergabe öffentlicher Liefer- 

und Dienstleistungsaufträge in den Bundeslän-

dern erhoffte Vereinfachung begleitet von mehr 

Rechtssicherheit eintritt, wird die Praxis zeigen. 

Der neue Runderlass hat für die kommunale 

Ebene zumindest kleine Erleichterungen gegen-

über den Regelungen der UVgO zur Direktver-

gabe und für Aufträge über soziale und andere 

besondere Dienstleistungen geschaffen.

 Mehr zum Thema: Die in diesem Beitrag 

behandelten Rechtsgrundlagen fi nden Sie wie 

folgt:

 Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher 

Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb 

der EU-Schwellenwerte (Unterschwellenverga-

beordnung vom 2.2.2017, BAnz AT 7.2.2017, 

B1); vgl. zur Vorberichterstattung das PKF-The-

menheft aus Dezember 2016 zum am 31.8.2016 

vom Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie veröffentlichten Diskussionsentwurf 

einer Verfahrensordnung für die Vergabe öffent-

licher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unter-

halb der EU-Schwellenwerte (Unterschwellen-

vergabeordnung –UVgO).

 Die Änderung des Runderlasses „Verwaltungs-

vorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV 

zur LHO)“ ist am 8.6.2018 im Ministerialblatt 

NRW veröffentlicht worden (MBl. NRW 2018 

S. 362).

 Bekanntmachung der Erläuterungen zur Ver-

fahrensordnung für die Vergabe öffentlicher 

Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb 

der EU-Schwellenwerte (Unterschwellenver-

gabeordnung – UVgO) – Ausgabe 2017 –, 

BAnz AT 7.2.2017 B2.

Die Praxis 

muss zeigen, 

ob Verfahrens-

angleichungen 

tatsächlich Verein-

fachungseffekte 

mit sich bringen.
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Werden Change-

of-Control-Klauseln 

in Konzessionsver-

trägen neue Hand-

lungsspielräume 

eröffnen?

Kündigungsmöglichkeiten von Konzessionsverträgen 

Geplanter E.ON/RWE-Deal: Welche Rolle 

werden Sonderkündigungsrechte künftig 

spielen?

Im Rahmen der versorgungswirtschaftlichen 

Geschäftstätigkeit von Kommunen und kom-

munalen Energieversorgern kommt Sonderkün-

digungsrechten eine wichtige Funktion zu. Ob 

sog. Change-of-Control-Klauseln in Konzessi-

onsverträgen zukünftig neue Handlungsspiel-

räume eröffnen, ist derzeit noch offen.  

1. Geplante Marktaufteilung durch E.ON 

und RWE

Seit die beiden Konzerne E.ON und RWE im 

Frühjahr dieses Jahres ihren Deal in Grundzügen 

bekanntgegeben haben, werden die vielfältigen 

potentiellen Folgen diskutiert. Viele Kommunen, 

die Konzessionsverträge unmittelbar mit innogy 

oder mit Unternehmen haben, an denen innogy 

beteiligt ist, überlegen, ob sich aus dem Deal 

Ausstiegsoptionen und damit neue Handlungs-

spielräume für sie ergeben. 

Vor allem durch die Zerschlagung der RWE-

Tochter innogy wollen die beiden Branchenrie-

sen den Markt untereinander aufteilen. E.ON 

wird sich auf das Vertriebs- und das Netzge-

schäft konzentrieren, RWE auf die Stromer-

zeugung (sowohl im Bereich konventioneller als 

auch erneuerbarer Energien) und den Großhan-

del. Das Transaktionsvolumen wird dabei von 

seriösen Quellen auf rund 20 Mrd. € geschätzt. 

Die Transaktion soll bis Ende 2019 abgeschlos-

sen sein, sie muss aber von den Kartellbehör-

den (Bundeskartellamt sowie ggf. der EU-Kom-

mission) noch geprüft und freigegeben werden. 

2. Folgen für den Konzessionsbereich

Diese Konsolidierung und Fokussierung auf 

dem Energiemarkt wird folgenreich sein. Im vor-

liegend zu betrachtenden Konzessionsbereich 

können sich – für die Kommunen ebenso wie für 

kommunale Energieversorger – vor allem Aus-

wirkungen 

 auf bestehende Konzessionsverträge, 

 auf Kooperationsmodelle sowie 

 auf Netzpacht- und ggf. sonstige Dienstlei-

stungsbeziehungen 

ergeben. Rechte und Handlungsoptionen von 

Kommunen und kommunalen Energieversor-

gern können insbesondere durch (Sonder-)Kün-

digungsrechte in Konzessions-, Konsortial- und 

Pachtverträgen ausgelöst werden, aber auch in 

Bezug auf Rechtsnachfolgeklauseln und Vinku-

lierungsrechte. 

Welche Rolle die Sonderkündigungsrechte, 

insbesondere die sog. Change-of-Control-

Klauseln am Ende tatsächlich spielen werden, 

kann derzeit noch nicht seriös beurteilt werden. 

Maßgeblich dafür werden (1) die konkrete Aus-

gestaltung der Transaktion und (2) die konkrete 

Ausgestaltung der individuellen Vertragsklausel 

sein.

 Empfehlung: Dementsprechend gliedert 

sich auch unsere derzeitige Handlungsempfeh-

lung in zwei Teile: 

 Überprüfung der jeweiligen individuellen ver-

traglichen Regelungen, insbesondere in Kon-

zessions-, Gesellschafts- und Konsortialver-

trägen, und 

 Analyse der konkreten Transaktionsstruktur 

für die gesellschaftsrechtliche Umsetzung des 

Deals (sobald diese zugänglich ist, nach der-

zeitigem Stand soll das im Q2/2019 der Fall 

sein) hinsichtlich der Auswirkungen auf das 

eigene Geschäftsmodell. 

VERSORGUNGSWIRTSCHAFT
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Abgrenzungsfrage 

zu Inhouse-Kon-

stellationen auf 

dem EuGH-Prüf-

stand

Direktvergaben auf dem Weg zur Rechtssicherheit für 

Kommunen und deren Verkehrsunternehmen

Vorlagefragen des OLG Düsseldorf kurz 

vor der abschließenden Klärung durch den 

EuGH 

Seit dem 3.12.2009 ist die – inzwischen bereits 

einmal novellierte – VO (EG) Nr. 1370/2007 

(nachfolgend kurz: VO 1370) in Kraft. Sie ent-

hält spezielle vergabe- und beihilferechtliche 

Regelungen für den ÖPNV. Eine bisher strittige 

Abgrenzungsfrage zu Inhouse-Konstellationen 

hat kürzlich der Generalanwalt beim EuGH 

beantwortet; es ist wahrscheinlich, dass die 

Richter seiner Auffassung folgen und damit als-

bald in 2019 Rechtssicherheit vermitteln.

1. Inhouse-Geschäfte

Von spezieller Bedeutung für den ÖPNV und 

kommunale Aufgabenträger ist Art. 5 mit den 

Abs. 1 und 2 der VO 1370. Dort ist geregelt, 

unter welchen Voraussetzungen kommunale 

Aufgabenträger als sog. zuständige Behör-

den öffentliche Personenverkehrsdienste selbst 

oder durch eine rechtlich getrennte Einheit, über 

welche sie die Kontrolle wie über eine eigene 

Dienststelle ausüben, erbringen dürfen (Direkt-

vergabe). Es handelt sich hierbei um eine spezi-

elle, auf den ÖPNV angepasste Ausprägung des 

auch im allgemeinen nationalen Vergaberecht 

anerkannten Inhouse-Geschäfts, wonach auch 

eine rechtlich getrennte Einheit wie der öffent-

liche Auftraggeber selbst behandelt wird, wenn 

die Trennung aufgrund eines umfassenden Wei-

sungsrechts und einer wesentlichen Tätigkeit 

für den öffentlichen Auftraggeber nur forma-

ler Natur ist. Dies ist seit der Entscheidung des 

EuGH in Sachen Teckal (Urteil vom 18.11.1999, 

Rs. C-107/98) ständige Rechtsprechung und 

nunmehr entsprechend den europäischen Ver-

gaberichtlinien über § 108 GWB in das deutsche 

Vergaberecht umgesetzt worden. Der Art. 5 

Abs. 2 der VO 1370 modifi ziert diese Prinzipien 

für den ÖPNV-Bereich.

2. Auslegungsprobleme beim „Sonderver-

gaberecht“

Unklar ist jedoch der „Weg“ in dieses „Sonder-

vergaberecht“. Der Rechtsprechung und Litera-

tur bereitete hierbei die Auslegung der Formulie-

rung des Art. 5 Abs. 1 VO 1370 Probleme. Der 

Wortlaut des Art. 5 Abs. 1 VO 1370 soll deshalb 

hier wörtlich wiedergegeben werden: 

„Öffentliche Dienstleistungsaufträge werden 

nach Maßgabe dieser Verordnung verge-

ben. Dienstleistungsaufträge oder öffentliche 

Dienstleistungsaufträge gemäß der Defi nition 

in den Richtlinien 2004/17/EG oder 2004/18/EG 

für öffentliche Personenverkehrsdienste mit 

Bussen und Straßenbahnen werden jedoch 

gemäß den in jenen Richtlinien vorgesehenen 

Verfahren vergeben, sofern die Aufträge nicht 

die Form von Dienstleistungskonzessionen 

im Sinne jener Richtlinien annehmen. Wer-

den Aufträge nach den Richtlinien 2004/17/

EG oder 2004/18/EG vergeben, so sind die 

Absätze 2 bis 6 des vorliegenden Artikels nicht 

anwendbar.“

Auch für den verständigen Leser bleibt selbst 

nach mehrmaliger Lektüre diese Vorschrift inter-

pretations-und auslegungsbedürftig. Klar sind 

eigentlich nur zwei Dinge:

 Zum einen handelt es sich um eine Abgren-

zung zwischen dem „Sondervergaberecht“ 

der VO 1370 und dem „normalen“ Vergabe-

recht nach den europäischen Richtlinien und 

dem GWB.

 Zum anderen führt das Vorliegen einer sog. 
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Dienstleistungskonzession sicher in den 

Art. 5 Abs. 2 VO 1370, welcher die zustän-

dige Behörde zur Vergabe an einen internen 

Betreiber unter den dort genannten weiteren 

Voraussetzungen berechtigt. 

Eine Dienstleistungskonzession ist (sehr ver-

kürzt) ein Rechtsgeschäft, bei welchem ein 

Wirtschaftsteilnehmer mit der Erbringung von 

Dienstleistungen betraut wird, wobei die Gegen-

leistung entweder allein in dem Recht zur Ver-

wertung der vertragsgegenständlichen Dienst-

leistungen oder in diesem Recht zzgl. einer 

Zahlung besteht. 

Weitere Voraussetzung für das Vorliegen 

einer Dienstleistungskonzession ist, dass das 

Betriebsrisiko auf den Konzessionsnehmer 

übergeht. Die Beurteilung der jeweiligen Direkt-

vergabe im Hinblick auf die Frage, ob das 

Betriebsrisiko in diesem Sinne auf das Verkehrs-

unternehmen übergegangen ist, ist anhand der 

Vergaberichtlinien bzw. § 105 Abs. 2 GWB im 

Einzelfall im Rahmen einer nicht gänzlich ermes-

sensfreien Auslegung zu beurteilen. Für viele 

kommunale Aufgabenträger und ihre Unterneh-

men wäre es daher häufi g praktikabler, wenn 

auch eine Inhouse-Konstellation den Weg in den 

Art. 5 Abs. 2 VO 1370 eröffnen würde. Genau 

dies ist aber nicht nur in der Literatur, sondern 

auch in der maßgeblichen vergaberechtlichen 

Rechtsprechung umstritten.

3. Uneinheitliche OLG-Rechtsprechung

So vertritt beispielsweise das OLG Frankfurt/M. 

die Auffassung, die VO 1370 sei in diesem Fall 

überhaupt nicht anwendbar, sondern es würden 

die allgemeinen vergaberechtlichen Grundsätze 

zur Inhouse-Vergabe gelten (vgl. OLG Frankfurt, 

Beschluss v. 30.1.2014, Az.: 11 Verg 15/13). 

Als Erweiterung dieser Rechtsprechung wird 

teilweise in der Literatur sogar die Auffassung 

vertreten, dass im Verkehrsbereich überhaupt 

kein Inhouse-Geschäft möglich sei, sondern 

eben nur eine Dienstleistungskonzession in die 

VO 1370 führe.

Weiter wird die Ansicht vorgetragen, für die 

Anwendbarkeit des Art. 5 Abs. 2 VO 1370 

müsse eine Art „Doppelprüfung“ durchgeführt 

werden, nämlich die Prüfung, ob die allgemei-

nen Inhouse-Voraussetzungen vorliegen und 

nachfolgend die Voraussetzungen des Art. 5 

Abs. 2.

Letztlich vertritt das OLG Düsseldorf die Auffas-

sung, dass Art. 5 Abs. 2 VO 1370 ohne Prü-

fung des Art. 5 Abs. 2 direkt anwendbar sei, weil 

dieser eine den allgemeinen Regeln vorrangige 

Spezialregelung für Inhouse-Vergaben darstelle, 

die von vornherein nicht dem Vergaberechtsre-

gime der europäischen Richtlinien unterliege. 

Art. 5 Absatz 2 VO 1370 sei also direkt anwend-

bar (ohne Prüfung des Art. 5 Abs. 1).

Folglich bestehen hier unter den höchsten deut-

schen Vergabesenaten unterschiedliche (und 

entscheidungserhebliche) Rechtsauffassungen. 

Das OLG Düsseldorf hat sich deshalb entschie-

den, die oben beschriebene Auslegungsfrage 

dem EuGH wie folgt vorzulegen (Beschlüsse 

vom 3.5.2017, Az.: VII-Verg 17/16 und VII-Verg 

18/16): „Ist Art. 5 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 

auf Aufträge anwendbar, bei denen es sich nicht 

um Aufträge handelt, die im Sinne des Art. 5 

Abs. 1 Satz 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 die Form 

von Dienstleistungskonzessionen im Sinne 

der Richtlinien 2004/17/EG oder 2004/18/EG 

annehmen?“

4. Auslegung der VO 1370 durch den EuGH

In Verfahren vor dem EuGH nimmt immer 

zunächst der Generalanwalt beim EuGH 

mit Schlussanträgen zu den aufgeworfenen 

Rechtsfragen Stellung. Zumeist folgt der EuGH 

den Schlussanträgen des Generalanwalts. Die 

Schlussanträge in den Verfahren betreffend die 

Vorlagefragen des OLG Düsseldorf sind durch 

den Generalanwalt am 13.9.2018 dahingehend 

Entscheidend ist, 

ob das Betriebs-

risiko auf den 

Konzessionsnehmer 

übergeht.
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» Verkehrswirtschaft

Direktvergaben 

ohne Doppelprü-

fungen

Mehr Rechtssicherheit für kommunale Verkehrsunternehmen

erfolgt (Rechtssachen C-266/17 und C-267/17), 

dass die Auffassung des vorlegenden OLG Düs-

seldorf für richtig gehalten wird.

Der Generalanwalt ist der Ansicht, dass der 

Art. 5 Abs. 2 der VO 1370 auch auf Direkt-

vergaben durch zuständige örtliche Behör-

den anwendbar ist, welche nicht die Form von 

Dienstleistungskonzessionen im Sinne der euro-

päischen Vergaberichtlinien annehmen. Er ver-

tritt auch explizit die Auffassung, dass Art. 5 

Abs. 2 der VO 1370 direkt anwendbar ist, also 

keine „Doppelprüfung“ notwendig ist. Der Weg 

in die VO 1370 beginne und führe bei Inhouse-

Konstellationen also direkt über eine Prüfung 

der Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 2.

Wenn der EuGH – was wie oben ausgeführt 

wahrscheinlich ist – dem Generalanwalt bei 

seiner Entscheidung (wahrscheinlich Anfang 

2019) folgt, so bestünde für Aufgabenträger 

und ihre kommunalen Verkehrsunternehmen 

auch für Inhouse-Konstellationen dahinge-

hend Rechtssicherheit, unter welchen Voraus-

setzungen und Bedingungen Direktvergaben 

möglich sind.
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Ausgleichszahlungen an Minderheitsgesell-

schafter bei ertragsteuerlicher Organschaft: 

Gesetzliche Neuregelung in Vorbereitung

Die bisherige Diskussion um die Ausgestaltung von Aus-

gleichszahlungen in Ergebnisabführungsverträgen hat 

durch den Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 

2018, der am 8.11.2018 vom Bundestag beschlossen 

wurde, eine neue Entwicklung erfahren. Nach § 14 Abs. 2 

KStG-E soll der ganze Gewinn auch dann als abgeführt gel-

ten, wenn über den mindestens zugesicherten Betrag i.S. 

des § 304 Abs. 2 Satz 1 AktG hinausgehende Ausgleichs-

zahlungen vereinbart und geleistet werden. Dies soll aller-

dings nur gelten, wenn die Ausgleichszahlungen insgesamt 

den dem Anteil am Grundkapital entsprechenden Gewinn-

anteil des Wirtschaftsjahres nicht überschreiten, der ohne 

Gewinnabführungsvertrag zugefl ossen wäre. Ferner muss 

der über den Mindestbetrag nach § 304 Absatz 2 Satz 1 

AktG hinausgehende Betrag nach vernünftiger kaufmän-

nischer Beurteilung wirtschaftlich begründet sein. 

Damit weicht der Entwurf des neuen § 14 Abs.2 KStG-E von 

der aktuellen BFH-Rechtsprechung vom 10.5.2017 (Az.: I 

R 93/15) ab, wonach für die Anerkennung des Ergebnis-

abführungsvertrags variable Ausgleichszahlungen nicht am 

Gewinn der Organgesellschaft, sondern am Gewinn des 

Organträgers zu bemessen sind (vgl. Aus-

gabe 06/2018 und 09/2016 der PKF Themen 

ÖS). 

 Hinweis: In § 34 Abs. 6b KStG-E ist eine 

Anwendung der Regelung auch für Veranla-

gungszeiträume vor 2017 vorgesehen. 

 Empfehlung: Mit der Regelung im Refe-

rentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2018 

wird die Sicherung von steuerlichen Quer-

verbünden in Fällen mit privaten Minderheits-

gesellschaftern beabsichtigt. Es bleibt im 

jeweiligen Einzelfall zu prüfen, ob die Anwen-

dungsvoraussetzungen des § 14 Abs. 2 

KStG-E gegeben sind und ohnehin die wei-

tere Entwicklung abzuwarten.

KURZ NOTIERT

Nichtanerkennung von ertragsteuerlichen Or-

ganschaftsverhältnissen gem. neuer Verfügung 

der OFD NRW 

Bei Ergebnisabführungsverträgen, die nach der Neufas-

sung des § 17 Satz 2 Nr. 2 KStG nicht an den dynamischen 

Verweis nach § 302 AktG angepasst wurden und eine Ver-

einbarung beinhalten, dass ein sonst entstehender Jah-

resfehlbetrag durch die Aufl ösung von Kapitalrücklagen 

ausgeglichen werden kann, liegt keine ausreichende Ver-

lustvereinbarung i.S. von § 17 Satz 2 Nr. 2 KStG a.F. i.V. 

mit § 302 Abs.1 AktG vor. Die Vorschrift des § 302 Abs.1 

AktG erlaubt nur eine Minderung der Verlustübernahmever-

pfl ichtung durch die Aufl ösung von anderen Gewinnrück-

lagen und nicht durch die Aufl ösung von Kapitalrücklagen. 

Mit Verweis auf das rechtskräftige Urteil des FG Düsseldorf 

vom 17.4.2018 (Az.: 6 K 2507/17) ist nach der Verfügung 

der OFD NRW vom 11.7.2018 in solchen Fällen die Organ-

schaft nicht anzuerkennen (das FG-Urteil ist im Nachgang 

zum Revisionsverfahren des BFH vom 10.5.2017, Az.: I R 

19/15, ergangen).

Rückstellungen für den sog. Nachteilsausgleich 

bei Altersteilzeitvereinbarungen

Zum Verbot der Rückstellungsbildung für den sog. Nach-

Altersteilzeit beschäftigt Rückstellungsexperten
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» Kurz notiert

Zahlungen aus Forschungsstipendium sind steuerbar  

teilsausgleich bei Altersteilzeit nach § 5 Abs. 7 TV ATZ hat 

das BMF mit Schreiben vom 22.10.2018 auf das BFH-Urteil 

vom 27.9.2017 (I R 53/15) reagiert und das BMF-Schreiben 

vom 28.3.2007 (BStBl. I S. 297) geändert. Nach Ansicht der 

Finanzverwaltung dürfen nunmehr keine Rückstellungen 

passiviert werden, in denen die Nachteilsausgleichverpfl ich-

tungen den Eintritt eines bestimmten Ereignisses vorausset-

zen. Ein solches Ereignis kann beispielsweise das Anrecht 

auf einen Nachteilsausgleich sein, der sich erst durch die 

Minderung eines Anspruchs aus der gesetzlichen Renten-

versicherung ergibt. 

 Hinweis: Das Schreiben bezieht sich auf Altersteilzeit-

verhältnisse, die nach dem Tag der Veröffentlichung des 

BMF-Schreibens im Bundessteuerblatt  beginnen. Zu die-

sem Zeitpunkt bereits gebildete Rückstellungen können wie 

bisher weitergeführt werden. 

Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG: Über-

gang auf neue Richttafeln 

Die bisher bei der Bewertung von Pensionsrückstellungen 

verwendeten „Richttafeln 2005 G“ wurden durch die „Heu-

beck-Richttafeln 2018 G“ ersetzt. Zu deren Anwendbar-

keit hat die Finanzverwaltung mit BMF-Schreiben vom 

19.10.2018 Stellung genommen. Demnach besteht ein 

Anwendungswahlrecht für Wirtschaftsjahre, die nach dem 

20.7.2018 enden. Für nach dem 30.6.2019 endende Wirt-

schaftsjahre ist die Anwendung der „Heu-

beck-Richttafeln 2018 G“ bindend. 

 Hinweis: Die Grundsätze des BMF-

Schreibens gelten entsprechend für andere 

Verpfl ichtungen, die nach den Maßgaben 

des § 6a EStG zu bewerten sind.

Stipendienzahlungen als wieder-

kehrende  Bezüge

Monatliche Zahlungen aus einem über 

einen Zeitraum von zwei Jahren gewährten 

Forschungsstipendium einer Nicht-EU-

Förderorganisation sind als sonstige Ein-

künfte aus wiederkehrenden Bezügen 

i.S. des § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. b EStG 

steuerbar. Dies hat das FG Düsseldorf mit 

Urteil vom 8.5.2018 (Az: 13 K 614/17 E) entschieden und 

zur Begründung u.a. angeführt, dass die Steuerbarkeit von 

wiederkehrenden Bezügen i.S. der § 22 Nr. 1 EStG nicht 

voraussetzt, dass die Bezüge für eine Leistung des Zah-

lungsempfängers gewährt werden. 

 Hinweis: Das FG stützt seine Ansicht u.a. auf das 

BFH-Urteil vom 28.2.1978 (BStBl II 1978 S. 387), in dem 

die Steuerbarkeit von wiederkehrenden Bezügen ebenfalls 

nicht vom Vorliegen eines Leistungsaustausches abhängig 

gemacht worden ist. 

Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbe-

werbern: Verlängerung der Billigkeitsmaßnah-

men

Bisherige Billigkeitsmaßnahmen der Finanzverwaltung 

für die vorübergehende Unterbringung von Bürgerkriegs-

fl üchtlingen und Asylbewerbern basieren auf dem BMF-

Schreiben vom 20.11.2014 (BStBl. I 2014 S. 1613), das für 

die Veranlagungszeiträume 2014 bis 2018 ergangen ist. 

Steuerliche Erleichterungen werden danach u.a. bei vorü-

bergehender Unterbringung in Einrichtungen von juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts gewährt, wenn 

die Entgelte dafür aus öffentlichen Kassen gezahlt werden. 

Diese Billigkeitsmaßnahmen sind kürzlich mit BMF-Schrei-

ben vom 31.7.2018 (BStBl I. 2018 S. 982) bis einschließlich 

zum 31.12.2021 verlängert worden.
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Gutachterausschüsse für Grundstückswerte 

u.a.: Besteuerung der Entschädigungen der

ehren amtlichen Mitglieder

Die „Gutachterausschüsse für Grundstückswerte und son-

stige Wertermittlungen“ bestehen auf der Grundlage der 

§§ 192 ff. des Baugesetzbuchs (BauGB) und der Verord-

nung zur Durchführung des Baugesetzbuchs (DVO-BauGB). 

Ab dem 1.12.2018 wird die DVO-BauGB aufgehoben

und durch die Ausführungsverordnung zum Baugesetz-

buch (BauGB-AV) ersetzt. In diesem Zusammenhang hat

die OFD Frankfurt/M. mit Verfügung vom 24.9.2018 (Az.:

S 2248 A - 012 - St 213) für Entschädigungen nach dem

Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG), die 

ehrenamtliche Mitglieder für ihre Tätigkeiten in diesen Aus-

schüssen erhalten, eine Steuerbefreiung gem. § 3 Nr. 12 

EStG ausgeschlossen. Mit Verweis auf § 20 Abs. 1 DVO-

BauGB (ab 1.12.2018: § 23 Abs. 1 BauGB-AV) i.V. mit § 8 

Abs. 2,3 sowie § 9 Abs. 1 Sätze 1, 2 JVEG wird ein Honorar 

für die Leistung des Gutachters gezahlt. Diese führen beim 

Gutachter zu Einkünften aus selbständiger Tätigkeit nach 

§ 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG, die allerdings nach § 3 Nr. 26a EStG

bis zu 720 € im Jahr steuerfrei belassen werden, sofern

die Tätigkeiten nebenberufl ich ausgeübt und der Freibetrag

nicht bereits durch andere ehrenamtliche Tätigkeiten ver-

braucht wird.

28 | PKF Themen Öffentlicher Sektor | 02.18 | Dezember 2018

Themen | Öffentlicher Sektor

PKF18-Themen_OeSek02_12-18.indd   28 28.11.18   18:29

Die Inhalte dieser PKF* Publikation können weder eine umfassende Darstellung der jeweiligen Problemstellungen sein noch den auf die Besonderheiten von Einzel fällen 

 abgestimmten steuerlichen oder sonstigen fachlichen Rat ersetzen. Wir sind außerdem bestrebt sicherzustellen, dass die Inhalte dieser PKF* Publikation dem aktuellen Rechts-

stand entsprechen, weisen aber darauf hin, dass Änderungen der Gesetzgebung, der Rechtsprechung oder der Verwaltungsauffassung immer wieder auch kurzfristig eintreten 

können. Deshalb sollten Sie sich unbedingt individuell beraten lassen, bevor Sie konkrete Maßnahmen treffen oder unterlassen.

*PKF Deutschland GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist ein Mitgliedsunternehmen des PKF International Limited Netzwerks und in Deutschland Mitglied eines Netzwerks 

von Wirtschaftsprüfern  gemäß § 319 b HGB. Das Netzwerk besteht aus rechtlich unabhängigen Mitgliedsunternehmen. PKF Deutschland GmbH Wirtschafts prüfungsgesellschaft 

übernimmt keine Verantwortung oder Haftung für Handlungen oder Unterlassungen einzelner oder mehrerer Mitgliedsunternehmen. Die Angaben nach der Dienstleistungsinfor-

mationspfl ichten-Verordnung sind unter www.pkf.de einsehbar.

PKF Deutschland GmbH  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Jungfernstieg 7 | 20354 Hamburg | Tel. +49 40 35552 - 0  |  Fax +49 (0) 40 355 52-222  |  

www.pkf.de

Impressum

PKF18-MASTEREINDRUCK_themen_01-18.indd   2PKF18-MASTEREINDRUCK_themen_01-18.indd   2 29.01.18   13:1329.01.18   13:13


